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Zum Zeitpunkt der Erstellung der Fokus-Studie 
standen die institutionellen und legislativen Rah-
menbedingungen zur Abschiebungshaft und den 
Alternativen zur Abschiebungshaft in Deutschland 
vor Veränderungen. Zum einen wird an gesetzge-
berischen Veränderungen gearbeitet. Zum anderen 
betrifft dies ein Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) vom 17. Juli 2014 zu zwei Vorabent-
scheidungsverfahren, die die Unterbringung von 
Abschiebungshäftlingen in speziellen Hafteinrich-
tungen betreffen. Die abschiebungshaftpolitischen 
Entwicklungen im Zuge des Verfahrens sowie 
die Urteilsverkündung wurden in dieser Studie 
berücksichtigt (vgl. Kap. 4). Die möglichen Folgen 
für die Unterbringung von Abschiebungshäft-
lingen standen zum Zeitpunkt der Fertigstellung 
der Studie hingegen noch nicht fest und konnten 
entsprechend nicht dokumentiert werden. 
Daneben wird der Umsetzungsbedarf in nationales 
Recht aus der Aufnahmerichtlinie 2013/33/EU, die 
bis zum 20. Juli 2015 umgesetzt werden muss, geprüft. 
Die Gesetzgebungsverfahren waren zum Redaktions-
schluss noch nicht abgeschlossen. Die Studie kann 
daher wegen laufender Entscheidungsfindungspro-
zesse weder die derzeitige Lage erschöpfend dar-
stellen, noch künftige Entwicklungen vorhersehen. 
Ausdrücklich wird betont, dass die Studie damit einen 
Zustand wiedergibt, der auf Grund der derzeitigen 
Gesetzgebungsarbeit in Kürze in Vielem überholt sein 
kann bzw. wird. Das BAMF hat sich gleichwohl für eine 
Darstellung auch der deutschen Praxis, Rechtsgrund-
lagen und Diskussionen entschieden, um im Rahmen 





Die Organisation und die Bedingungen der Abschie-
bungshaft in Deutschland, die durch die Komplexität 
des föderalen Systems geprägt sind, befinden sich seit 
Jahren im Wandel. Hierzu beigetragen hat u. a. die 
europäische Harmonisierung auf Ebene der gemeinsa-
men Migrations- und Asylpolitik, die in Form von Ver-
ordnungen und Richtlinien Eingang in die deutschen 
Abschiebungshaftregelungen gefunden hat. 
Im Jahr 2013 befanden sich über das gesamte Jahr 
verteilt mehr als 4.300 Personen in Abschiebungshaft 
der Länder (ohne Hessen, s. Kap. 2.5). Die Zahl ist seit 
2008 (8.805) insgesamt rückläufig, wobei der Rückgang 
je nach Bundesland unterschiedlich stark ausfällt. Die 
durchschnittliche Haftdauer betrug in den Ländern, 
die Daten zur Verfügung stellten, im selben Jahr zwi-
schen 17,5 und 37 Tagen.
Rechtliche und administrative  
Rahmenbedingungen
Die bundesrechtlichen Vorgaben für die zuständigen 
Ausländerbehörden, die Polizeien der Länder sowie die 
Bundespolizei für die Beantragung von Abschiebungs-
haft oder die Anwendung alternativer Zwangsmaß-
nahmen finden sich im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 
und der entsprechenden Verwaltungsvorschrift  
(AVwVAufenthG) sowie dem Gesetz über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). 
Generell ist das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu wah-
ren, und die Inhaftnahme darf nur als letztes Mittel 
Anwendung finden, wenn keine milderen, ebenfalls 
ausreichenden Mittel zur Sicherung der Abschie-
bung zur Verfügung stehen. Einige Länder haben die 
Vorgaben im Aufenthaltsgesetz sowie den Allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften zum AufenthG durch 
Ländererlasse und -gesetze ergänzt und spezifiziert. 
Darüber hinaus wird derzeit vom Bundesministerium 
des Innern eine Änderung des Aufenthaltsgesetzes 
sowie des Asylverfahrensgesetzes ausgearbeitet, mit 
der objektive und bundeseinheitliche Kriterien für die 
Annahme von Fluchtgefahr im Gesetz implementiert 
werden sollen. Zum Redaktionsschluss waren die Ge-
setzgebungsverfahren nicht abschlossen.
Unterbringungsformen und  
Haftbedingungen
Die Unterbringung von Abschiebungshäftlingen findet 
in einigen Bundesländern in getrennten Abschie-
bungshaftabteilungen in Justizvollzugsanstalten statt 
(Stand 25. Juli 2014), während andere Bundesländer 
spezielle Abschiebungshafteinrichtungen geschaffen 
haben. Einige Bundesländer kooperieren zudem bei 
der Unterbringung von Abschiebungshäftlingen. Die 
Haftbedingungen in den Ländern sind insbesondere 
dadurch geprägt, dass die Abschiebungshaft bisher 
sowohl in speziellen Abschiebungshafteinrichtungen 
als auch in Abschiebungshaftabteilungen in Justiz-
vollzugsanstalten vollzogen wird. Sie gestalten sich 
im Rahmen der bundesgesetzlichen Vorgaben unter-
schiedlich. Aufgrund der Zunahme an länderübergrei-
fenden Kooperationen bei der Inhaftnahme wurden 
schon vor dem Urteil des EuGH mehr Häftlinge in 
speziellen Abschiebungshafteinrichtungen als in Jus-
tizvollzugsanstalten untergebracht.
Am 17. Juli 2014 urteilte der EuGH, dass sich ein 
Mitgliedstaat nicht auf das Fehlen spezieller Haftein-
richtungen in einem Teil seines Hoheitsgebiets beru-
fen darf, um abzuschiebende Drittstaatsangehörige 
getrennt von Strafgefangenen in gewöhnlichen Haft-
anstalten unterzubringen, sofern im Mitgliedstaat als 
Ganzes eine spezielle Hafteinrichtung vorhanden ist. 
Die Umsetzung der Entscheidung des EuGH wird von 
den zuständigen Ministerien geprüft. 
8 Zusammenfassung
Alternativen zur Inhaftnahme
Bei den Alternativen zur Abschiebungshaft handelt es 
sich einerseits um weithin institutionalisierte Verfah-
ren, die entweder auf alle ausreisepflichtigen Personen 
(Passentzug) oder bestimmte Personengruppen (unbe-
gleitete Minderjährige) angewandt werden. Anderer-
seits können die zuständigen Behörden aber auch im 
Einzelfall alternative Zwangsmaßnahmen (Ordnungs-
verfügungen) bestimmen (z. B. eine Kautionszahlung). 
In einigen Bundesländern verfügen die Behördenmit-
arbeiter darüber hinaus über einzelne weitere alterna-
tive Zwangsmaßnahmen (z. B. Bürgschaftszahlungen 
oder die Übergabe in den Verantwortungsbereich von 
Vertrauenspersonen). Bei allen Alternativen ist jeweils 
die Frage zu stellen, inwieweit sie in der Praxis ihren 
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Drittstaatsangehörigen1 kann das Recht auf einen 
Aufenthalt in Deutschland versagt werden, sei es 
noch vor der Einreise an der Grenze, weil die Ein-
reisevoraussetzungen gemäß Art. 5 des Schengener 
Grenzkodex2 (VO (EG) Nr. 562/2006) nicht erfüllt sind 
oder aber ein Asylantrag bestands- oder rechtskräftig 
abgelehnt wurde. Zudem besteht die Möglichkeit, dass 
es sich um unerlaubt eingereiste Personen handelt 
und von vornherein kein Aufenthaltsrecht bestand. 
Ist eine betroffene Person3 nicht oder nicht mehr im 
Besitz eines erforderlichen Aufenthaltstitels, ist sie 
zur Ausreise verpflichtet. Der gesetzliche Auftrag der 
zuständigen Ausländer-, Polizei- und Grenzbehörden 
ist es, bei ausreisepflichtigen drittstaatsangehörigen 
Personen deren Ausreise sicherzustellen bzw. einer 
Person, die unerlaubt einreisen will, diese zu verwei-
gern – sofern sie nicht um internationalen Schutz 
ersucht. Grundsätzlich gilt der Vorrang der freiwilligen 
Ausreise. Die Aufenthaltsbeendigung kann aber ggf. 
mit Zwangsmaßnahmen durchgesetzt werden, wenn 
die Frist zur freiwilligen Ausreise abgelaufen ist oder 
eine solche nicht bestand. Die Aufenthaltsbeendigung 
kann von der einfachen Ausreiseaufforderung über die 
Abschiebungsandrohung, Abschiebung oder Zurück-
schiebung ohne vorherige Inhaftierung bis hin zum 
Vollzug einer Abschiebung oder Zurückschiebung mit 
vorheriger Abschiebungs- oder Zurückschiebungshaft 
reichen. Abschiebung und Zurückschiebung gehen mit 
einem kraft Gesetzes entstehenden Einreise- und Auf-
enthaltsverbot einher. 
1 „Drittstaatsangehöriger“ bezeichnet laut Art. 2 des 
Schengener Grenzkodex (SGK) jede Person, die nicht 
Unionsbürger im Sinne des Art. 17 Abs. 1 des Vertrags ist 
und die nicht unter Nr. 5 des vorliegenden Artikels zu den 
„Personen, die das Gemeinschaftsrecht auf freien Perso-
nenverkehr genießen“ zählt (VO (EG) Nr. 562/2006).
2 Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 15. März 2006 über einen 
Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen 
durch Personen (Schengener Grenzkodex).
3 In diesem Bericht wird in der Regel auch bei nicht ge-
schlechtsneutralen Bezeichnungen die männliche Form 
verwendet. Frauen und Männer sind dabei gleicherma-
ßen gemeint.
Gegenstand und Ziel der Studie
Gegenstand der Studie sind die Inhaftnahme und al-
ternative Maßnahmen zur Sicherung der Abschiebung 
(bzw. Zurückschiebung, Zurückweisung) ohne Haft. 
Auch wenn es sich bei den verschiedenen Haftformen 
(Vorbereitungs-, Sicherungs-, Zurückweisungs-, Zurück-
schiebungs-, und Abschiebungshaft) um freiheitsentzie-
hende Maßnahmen handelt, dient die Abschiebungs-
haft weder der „Vorbereitung oder Durchführung 
eines Strafverfahrens oder der Strafvollstreckung noch 
stellt sie eine Beugemaßnahme oder eine Ersatzfrei-
heitsstrafe dar“ (AVwVAufenthG 62.2.0.0), sondern 
ist eine „Präventivmaßnahme im Zusammenhang 
mit der Durchsetzung der Ausreisepflicht. Sie setzt 
deshalb grundsätzlich kein verschuldetes oder sonst 
vorwerfbares Verhalten des Ausländers voraus, son-
dern lediglich eine Gefahrenprognose hinsichtlich der 
Durchführbarkeit der Abschiebung“ (Dienelt 2011: § 62 
AufenthG RN 5). 
Die den einzelnen Maßnahmen zugrundeliegenden 
behördlichen sowie organisatorischen Rahmen-
bedingungen zum Zweck der Durchsetzung einer 
vollziehbaren Ausreisepflicht sind durch zahlreiche 
Gesetze, Verordnungen, Vorschriften und Erlasse auf 
Länder- und Bundesebene geregelt. Sie werden in 
zunehmendem Maße aber auch durch EU-Richtlinien 
(RL) und -Verordnungen (VO) beeinflusst. Der starke 
europarechtliche Einfluss auf nationales Recht ist auf 
eine generelle Harmonisierungsstrategie im Politikfeld 
der europäischen Migrations- und insbesondere der 
Asyl- und Visapolitik zurückzuführen. 
Aus der föderalen Struktur Deutschlands sowie der 
zunehmenden EU-Integration heraus ergibt sich eine 
komplexe rechtliche und behördliche Organisations-
struktur bei Fragen der Inhaftierung von Drittstaats-
angehörigen. Die vorliegende Studie strebt daher 
eine kompakte Aufbereitung des administrativen 
und organisatorischen Status quo der Inhaftnahme, 
der Bedingungen in Abschiebungshafteinrichtungen 
sowie möglicher alternativer Zwangsmaßnahmen zur 
Inhaftnahme an. Derzeit wird vom Bundesministeri-
14 Einleitung
um des Innern eine Änderung des Aufenthaltsgesetzes 
sowie des Asylverfahrensgesetzes ausgearbeitet, mit 
der u. a. objektive und bundeseinheitliche Kriterien 
für die Annahme von Fluchtgefahr in das Gesetz auf-
genommen werden sollen. Zum Zeitpunkt der Fertig-
stellung der Studie war dieses Gesetzgebungsverfahren 
nicht abgeschlossen. 
Die vorliegende Fokus-Studie wurde im Rahmen des 
Europäischen Migrationsnetzwerkes (EMN) erstellt, sie 
wird von allen teilnehmenden Mitgliedstaaten sowie 
Norwegen parallel angefertigt und am Ende in einem 
vergleichenden Synthesebericht aufbereitet.
Verwendete Quellen
Neben den rechtlichen und organisatorischen Rah-
menbedingungen sowie den jüngsten Entwicklungen 
im Politikfeld werden in der vorliegenden Fokus-
Studie zahlreiche Quellen zu den verschiedenen auf-
enthaltsbeendenden Maßnahmen, den Inhaftierungs-
formen, den Haftzahlen und -bedingungen und den 
Alternativen zur Inhaftnahme aufbereitet. Die wich-
tigsten Quellen waren Rechtstexte und Verwaltungs-
vorschriften sowie Ländererlasse zum Ausländer- und 
Aufenthaltsrecht. Für die Aufbereitung aktueller Be-
stands- und Verlaufszahlen wurden die Antworten der 
Bundes- und Landesregierungen auf themenrelevante 
Kleine und Große Anfragen in den Parlamenten seit 
2012 herangezogen.4 Da der Vollzug der Abschiebungs-
haft in Deutschland in die Zuständigkeit der Länder 
fällt und die bundesweit erhobenen kumulierten 
Jahresübersichten zur Abschiebungshaft letztmalig im 
Jahr 2011 erhoben wurden (vgl. Deutscher Bundestag 
2012a + b), wurden bei den auf Landesebene für die 
Abschiebungshaft zuständigen Ministerien, Senats-
verwaltungen und Statistikbehörden Informationen 
für die Jahre 2012 und 2013 abgefragt. Weitere Daten 
konnten direkt aus dem Ausländerzentralregister 
(AZR) abgefragt oder aus Statistikberichten und Stu-
dien des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) sowie des EMN entnommen werden. Ebenso 
wurden nationale und internationale Studien sowie 
Berichte verschiedenster Nichtregierungsorganisatio-
nen mit einbezogen. 
4 Ich bedanke mich bei Julia Amann und Matthias Kauz-
mann für die redaktionelle Mitarbeit im Rahmen ihrer 
Praktika beim BAMF.
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Die Inhaftierung ist gesetzlich als letztes Mittel (ultima 
ratio) bei der zwangsweisen Aufenthaltsbeendigung ei-
nes ausreisepflichtigen Drittstaatsangehörigen vorge-
sehen, ebenso kann sie bei der Einreiseverweigerung/
dem Vollzug der Zurückweisung an der Außengrenze 
der Bundesrepublik Deutschland Anwendung finden.
2.1 Rechtsgrundlagen der Inhaftnahme 
nach Personengruppen (Übersicht)
Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Rechtsgrund-
lagen zur Inhaftierung bestimmter Personengruppen 
zum Zwecke der Aufenthaltsbeendigung oder -verwei-
gerung. In der unten stehenden Tabelle sind die recht-
lichen Grundlagen aufgeführt, auf deren Grundlage 
Personen, auf die der benannte Aufenthaltsstatus zu-
trifft, unter Umständen und nach Abwägung der Ver-
hältnismäßigkeit in Haft genommen werden können. 
2 Legislativer und institutioneller 
Rahmen der Inhaftnahme aus-
reisepflichtiger Drittstaats- 
angehöriger
Tabelle 1:  Rechtsgrundlage der Inhaftnahme nach Aufenthaltsgruppen
Quelle: AufenthG, AVwVAufenthG, AsylVfG, VO (EU) Nr. 604/2013, RL 2008/115/EG





Liegt Gesetz  
zugrunde?
Rechtsgrundlage der Inhaftnahme
(länderspezifische Regelungen s. Anhang A2)
Asylsuchende (Erstantrag ohne Dublin-Verfahren) Ja Ja § 14 Abs. 3 AsylVfG (für den Fall, dass der Asylantrag aus 
der Haft heraus gestellt wird) i. V. m. §§ 62 Abs. 2 u. 3 u. 
62a AufenthG
Asylsuchende (Folgeantrag ohne Dublin-Verfahren) Ja Ja § 71 Abs. 8 AsylVfG i. V. m. §§ 62 Abs. 2 u. 3 u. 62a AufenthG 
Asylsuchende im Rahmen des Dublin-Verfahrens Ja* Ja* § 57 Abs. 2 i. V. m. §§ 62 Abs. 2 u. 3 u. 62a AufenthG. u. 
Art. 28 VO (EU) Nr. 604/2013
Abgelehnte Asylantragsteller Ja Ja § 62 Abs. 2 u. 3 i. V. m. § 62a AufenthG 
Sonstige abgelehnte Antragsteller auf eine 
Aufenthaltserlaubnis (mit und ohne Familien-
zusammenführung)
Ja Ja § 62 Abs. 2 u. 3 i. V. m. § 62a AufenthG 
An der Grenze noch vor der Einreise aufgegriffene 
Drittstaatsangehörige ohne gültige Papiere Ja Ja § 15 Abs. 5 Satz 1
Abgelehnte Asylantragsteller nach Ablehnung des 
Asylantrags im beschleunigten Flughafenverfahren 
während der Passersatzpapierbeschaffung
Ja Ja § 15 Abs. 6 oder 5 i. V. m. § 62 Abs. 4 AufenthG; § 18a 
AsylVfG; In Dublin-Fällen: VO (EU) Nr. 604/2013 
Irregulär aufhältige Drittstaatsangehörige (ohne 
Asylgesuch) an der Grenze
Ja Ja § 57 Abs. 1, sowie §§ 62 u. 62a AufenthG  
Sonstige ausreisepflichtige Drittstaatsangehörige Ja Ja §§ 62 Abs. 2 u. 3 u. 62a AufenthG 
Drittstaatsangehörige, die ausgewiesen wurden Ja Ja §§ 53-56 i. V. m. §§ 62 Abs. 2 u. 62a AufenthG 
Ausl. Staatsbürger, die eine „Gefahr“ oder eine 
„terroristische Gefahr“ für die Sicherheit der Bun-
desrepublik darstellen
Ja Ja § 58a i. V. m. § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1a u. 62a AufenthG 
16 Legislativer und institutioneller Rahmen der Inhaftnahme ausreisepflichtiger Drittstaatsangehöriger
Die Beantragung der Abschiebungshaft fällt in die Zu-
ständigkeit der Länder (Ausländerbehörden, Polizeien 
der Länder) sowie der mit der polizeilichen Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden. Für den Vollzug der Abschiebungshaft sind 
allein die Länder zuständig. Einige Länder haben er-
gänzende Verwaltungsvorschriften oder Landesgesetze 
zur Regelung des Abschiebungshaftvollzugs erlassen 
(vgl. Anhang A2).
2.2  Zurückweisungshaft
Für die Ein- und Ausreise in das Bundesgebiet bzw. 
den Grenzübertritt ist für Drittstaatsangehörige u. a. 
das Mitführen eines anerkannten und gültigen Passes 
oder Passersatzes erforderlich, der zum Grenzübertritt 
berechtigt (§ 3 AufenthG). Verfügt ein Drittstaatsange-
höriger über keine gültigen oder erforderlichen Grenz-
übertrittspapiere, sowie im Falle von visumpflichtigen 
Drittstaatsangehörigen über kein entsprechendes 
Visum, so besteht der Verdacht des Versuchs einer 
unerlaubten Einreise5 (§ 14 AufenthG), der von den 
zuständigen Grenzkontrollbehörden bei Feststellung 
an der Grenze zu einer Einreiseverweigerung nach Art. 
13 Schengener Grenzkodex (VO (EG) Nr. 562/2006) und 
dem Vollzug der Zurückweisung führen kann6 (§ 15 
AufenthG). Eine Wiedereinreisesperre tritt nach einer 
vollzogenen Zurückweisung nicht ein.
Von der Zurückweisung wird bei Personen abgesehen, 
die ein Asylgesuch stellen und trotz fehlender Ein-
reiseberechtigung unter das Verbot der Abschiebung 
fallen, weil es sich um international Schutzbedürftige 
handeln könnte (Flüchtlinge nach der Genfer Kon-
vention, Asylberechtigte, subsidiär Schutzbedürftige). 
Asylsuchenden ist der Aufenthalt im Bundesgebiet 
zur Durchführung des Asylverfahrens grundsätzlich 
gestattet (§ 55 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG). Sie werden an die 
zuständige Erstaufnahmeeinrichtung weitergeleitet 
(§ 18 Abs. 1 AsylVfG). Dies trifft allerdings nicht auf 
5 Nach § 14 Abs. 2 AufenthG können die mit der polizei-
lichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
beauftragten Behörden Ausnahmevisa ausstellen. Hierbei 
sind die Voraussetzungen des Art. 35 Visakodex zu beach-
ten.
6 Ein weiterer Grund für eine Zurückweisung ist „der 
begründete Verdacht […], dass der Aufenthalt nicht dem 
angegebenen Zweck dient“ (§ 15 Abs. 2 Nummer 2 
AufenthG).
Asylsuchende zu, die über einen sicheren Drittstaat7 
einreisen oder aufgrund bilateraler Rückübernah-
meabkommen bzw. des Dublin-Verfahrens in den 
Zuständigkeitsbereich eines anderen Staates fallen und 
ein Auf- oder Wiederaufnahmeverfahren eingeleitet 
wird. Ihnen wird die Einreise verweigert (§ 18 Abs. 2 
AsylVfG).
Für den Fall, dass eine Zurückweisung nicht unmit-
telbar durchgeführt werden kann, soll die betroffene 
Person „zur Sicherung der Zurückweisung auf rich-
terliche Anordnung in Haft (Zurückweisungshaft) 
genommen werden“ (§ 15 Abs. 5 Satz 1 AufenthG). Eine 
Ausnahme betrifft ausländische Staatsbürger, die auf 
dem Luftweg einreisen (§ 15 Abs. 6 AufenthG). Da die 
Inhaftnahme immer das letzte Mittel darstellen soll, 
muss zudem „eine konkrete Gefahr bestehen, dass der 
Ausländer entgegen der Zurückweisung den Versuch 
unternehmen wird, (unerlaubt) einzureisen“ (Dienelt 
2011: § 15 AufenthG RN 15.5.1). Laut Allgemeiner 
Verwaltungsvorschrift8 des Bundesministeriums des 
Innern zum Aufenthaltsgesetz (AVwVAufenthG, Stand 
26. Oktober 2009) kann eine Zurückweisung dann 
nicht unmittelbar durchgeführt werden, wenn z. B. 
„Behörden für zwingend notwendige Auskünfte vorü-
bergehend nicht erreichbar sind“ oder aber eine ärztli-
che Behandlung dringend geboten ist (AVwVAufenthG 
15.0.4). Ein weiterer Grund kann dann vorliegen, wenn 
die betroffene Person über keine nötigen Ausweis- 
oder Ausreisepapiere verfügt und zunächst eine Pas-
sersatzbeschaffung eingeleitet werden muss  
7 Als „sichere Drittstaaten“ gelten die EU-Mitgliedsländer 
sowie Norwegen und die Schweiz (§ 26a Abs. 2 i. V. m. 
Anlage I zu § 26a AsylVfG). Ist ein Asylbewerber über 
einen „sicheren Drittstaat“ eingereist, wird dieser grund-
sätzlich nicht als Asylberechtigter anerkannt. Gleichwohl 
wird nach erfolgter Einreise das Asylverfahren, soweit 
die Zuständigkeit eines anderen Staates nicht ermittelt 
werden kann, in Deutschland durchgeführt. Ergeben sich 
hingegen beim Einreiseversuch bereits Anhaltspunkte für 
die Zuständigkeit eines anderen Staates findet in diesen 
Fällen regelmäßig die Dublin-II- bzw. seit dem 01.01.2014 
die Dublin-III-Verordnung Anwendung, wonach in der 
Praxis oft der Staat für die Durchführung eines Asylver-
fahrens zuständig ist, in den der Asylbewerber zuerst 
eingereist ist. Betroffene werden in die Staaten zurückge-
führt bzw. zurückgeschoben. 
8 Bei einer Verwaltungsvorschrift handelt es sich um eine 
Anordnung seitens einer übergeordneten Verwaltungs-
instanz an die nachgeordneten Verwaltungsinstanzen, 
die für diese bindend ist. Verwaltungsvorschriften sollen 
dabei eine einheitliche Rechtsanwendung innerhalb der 
Behörden gewährleisten, die sich aus dem Ermessens-, 
Interpretations- und Konkretisierungsspielraum von 
Gesetzen ergibt.
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(AVwVAufenthG 15.5.1). Insbesondere bei der Zurück-
weisung auf dem Luftweg in Vertragsstaaten des Chi-
cagoer Abkommens über die internationale Zivilluft-
fahrt (ICAO-Abkommen) ist die Passersatzbeschaffung 
nicht erforderlich, wenn die betroffene Person aus 
diesem Staat unmittelbar nach Deutschland gelang-
te. Nachdem die Grenzbehörde die Zurückweisung 
verfügt und die Erforderlichkeit der Inhaftnahme 
festgestellt hat, beantragt sie nach § 417 Abs. 2 Nr. 5 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FamFG) beim Amtsgericht die Freiheitsentziehung 
(Zurückweisungshaft) der betreffenden Person. Die 
Begründung des Antrags hat die Verlassenspflicht 
des Betroffenen sowie die Voraussetzungen und die 
Durchführbarkeit der Zurückweisung zu enthalten. 
In Eilfällen kann die Freiheitsentziehung nach § 427 
FamFG im Wege einer einstweiligen Anordnung erfol-
gen. Die vorläufige Freiheitsentziehung darf die Dauer 
von sechs Wochen nicht überschreiten (§ 427 Abs. 1 
Satz 2 FamFG). 
2.3 Abschiebungshaft zur Durchsetzung 
einer vollziehbaren Ausreisepflicht
Es gibt verschiedene Gründe, aufgrund derer der Auf-
enthaltstitel eines Drittstaatsangehörigen erlöschen 
kann. Dies kann der Fall sein, wenn beispielsweise die 
Geltungsdauer abgelaufen ist, der Aufenthaltstitel von 
der Ausländerbehörde zurückgenommen bzw. wider-
rufen oder eine Ausweisung angeordnet wird (z. B. 
nach einer rechtskräftigen Verurteilung zu einer Frei-
heitsstrafe von mind. drei Jahren nach § 53 AufenthG).9 
Durch das Fehlen eines gültigen Aufenthaltstitels wird 
eine Person grundsätzlich ausreisepflichtig (§ 50 Abs. 1  
AufenthG). Ein ausreisepflichtiger Drittstaatsangehö-
riger muss „das Bundesgebiet unverzüglich oder, wenn 
ihm eine Ausreisefrist gesetzt ist, bis zum Ablauf der 
Frist“ verlassen (§ 50 Abs. 2 AufenthG). Der Pass oder 
die Passersatzpapiere der ausreisepflichtigen Person 
sollen bis zur Ausreise von den zuständigen Ausländer-
behörden einbehalten werden (§ 50 Abs. 5 AufenthG). 
Zudem gehen mit der Ausreisepflicht besondere 
Meldeauflagen einher, beispielsweise die Pflicht, beim 
Verlassen des Bezirks der Ausländerbehörde für mehr 
9 Eine erschöpfende Liste der Gründe für die Beendigung 
der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts sowie entsprechende 
Ausnahmeregelungen finden sich in § 51 AufenthG.
als drei Tage, die Ausländerbehörde hierüber in Kennt-
nis zu setzen (§ 50 Abs. 4 AufenthG). 
Für die Ausreise ist der ausreisepflichtigen Person 
grundsätzlich so viel Zeit zu geben, dass sie die Bun-
desrepublik Deutschland „freiwillig“ verlassen und die 
Ausreise entsprechend vorbereiten kann (vgl. Dienelt 
2011: § 50 AufenthG RN 12).10 In der Regel geht mit der 
Ausreiseverpflichtung eine Abschiebungsandrohung 
seitens der Ausländerbehörden einher, die wiederum 
eine Frist zur Ausreise zwischen sieben und 30 Tagen 
vorsieht (§ 59 AufenthG). 
2.3.1  Abschiebungshaft
In den §§ 62 und 62a AufenthG ist festgelegt, unter 
welchen Umständen und welchen Vollzugsbedingun-
gen die Durchsetzung der Ausreisepflicht mittels Frei-
heitsentziehung (Abschiebungshaft) gesichert werden 
darf. Abschiebungshaft soll der Sicherstellung der 
zwangsweisen Aufenthaltsbeendigung dienen, sofern 
die Aufenthaltsbeendigung der ausreisepflichtigen 
Person nicht durch alternative (Zwangs-)Maßnahmen 
herbeigeführt werden kann (vgl. Hofmann/Hoffmann 
2008, Hailbronner 2014: RN 1148). Zunächst wird auf 
die notwendige Verhältnismäßigkeit verwiesen, wo-
nach die Abschiebungshaft unzulässig ist, „wenn der 
Zweck der Haft durch ein milderes, ebenfalls ausrei-
chendes anderes Mittel erreicht werden kann“ (§ 62 
Abs. 1 Satz 1 AufenthG; s. auch Kap. 3.2 und 5). Zudem 
ist die Inhaftnahme „auf die kürzest mögliche Dauer 
zu beschränken“ (§ 62 Abs. 1 Satz 2 AufenthG). 
2.3.2  Vorbereitungshaft
Für Drittstaatsangehörige, die aus Deutschland ausge-
wiesen werden sollen, weil sie beispielsweise zu einer 
mehrjährigen Haftstrafe verurteilt wurden, falsche 
10 Zu „notwendigen Ausreisevorbereitungen“ sind folgende 
Punkte zu berücksichtigen: „Einlegung und Begründung 
von Rechtsmitteln, Kündigung von Arbeitsverhältnis und 
Wohnung im Bundesgebiet, Vorbereitung der Heimreise, 
Beschaffung von Reisepapieren, Suche nach Wohnung 
und möglichst auch Arbeitsplatz im Heimatstaat“ (Die-
nelt 2011: § 50 AufenthG RN 15). Zudem sind besondere 
Härten bei der Fristsetzung zu berücksichtigen, wie z. B. 
„familiäre Bindungen Arbeitsverhältnis des Ehegatten, 
Schulbesuch minderjähriger Kinder, Schwangerschaft 
oder Krankheit der Ausreisepflichtigen oder der Ehefrau 
des Ausreispflichtigen, Schwierigkeiten bei der Suche 
nach Wohnung und Arbeit im Heimatstaat“ (Dienelt 
2011: § 50 AufenthG RN 15).
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oder unvollständige Angaben zur Erlangung eines 
deutschen Aufenthaltstitels gemacht haben oder „die 
freiheitliche demokratische Grundordnung oder die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland“ gefähr-
den (Ausweisungsverfügung nach §§ 53-56 AufenthG), 
kann die sog. Vorbereitungshaft richterlich angeordnet 
werden, „wenn über die Ausweisung nicht sofort ent-
schieden werden kann und die Abschiebung ohne die 
Inhaftnahme wesentlich erschwert oder vereitelt wür-
de“ (§ 62 Abs. 2 AufenthG). „Zweck der Haft ist es, der 
Behörde die notwendige Zeit einzuräumen, die plant, 
die Ausreisepflicht durch Erlass einer Ausweisungsver-
fügung zu begründen“ (Winkelmann in Dienelt 2011, 
§ 62 AufenthG, RN 40). Die Dauer der Vorbereitungs-
haft soll sechs Wochen nicht überschreiten. Vorbe-
reitungshaft ist insbesondere dann zulässig, wenn die 
Ausweisung innerhalb von sechs Wochen nach Antritt 
der Haft verfügt und die Abschiebung in dieser Zeit 
durchgeführt werden kann (AVwVAufenthG 62.1.1).
2.3.3  Sicherungshaft
Weitere Gründe, wonach eine Person „zur Sicherung 
der Abschiebung auf richterliche Anordnung in Haft 
zu nehmen“ ist und die sog. Sicherungshaft angeord-
net wird, liegen nach § 62 Abs. 3 Satz 1 AufenthG dann 
vor, wenn:
1. der Ausländer auf Grund einer unerlaubten Einrei-
se vollziehbar ausreisepflichtig ist, 
1a.  eine Abschiebungsanordnung nach § 58a  
AufenthG ergangen ist, diese aber nicht unmittel-
bar vollzogen werden kann,
2.  die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer 
seinen Aufenthaltsort gewechselt hat, ohne der 
Ausländerbehörde eine Anschrift anzugeben, unter 
der er erreichbar ist,
3.  er aus von ihm zu vertretenden Gründen zu einem 
für die Abschiebung angekündigten Termin nicht 
an dem von der Ausländerbehörde angegebenen 
Ort angetroffen wurde,
4.  er sich in sonstiger Weise der Abschiebung entzo-
gen hat oder
5.  der begründete Verdacht besteht, dass er sich der 
Abschiebung entziehen will“.11
Die Sicherungshaft setzt also eine vollziehbare Ausrei-
sepflicht voraus und auf den Einzelfall bezogene Tatsa-
11  Für Verdachtsbegründungen, s. Kap. 3.2.
chen, die zumindest eine gewisse Wahrscheinlichkeit 
dafür ergeben, dass sich der Drittstaatsangehörige der 
Abschiebung entziehen wird – eine bloße Weigerung 
auszureisen reicht hingegen nicht aus (vgl. BGH, Be-
schluss v. 19. Januar 2012, V ZB 221/11, Rn. 4). Im Fall 
der Sicherungshaft gilt nach § 62 Abs. 3 Satz 4, dass 
die Haft unzulässig ist, wenn festgestellt wird, dass die 
Abschiebung aus Gründen, die die ausreisepflichtige 
Person nicht zu vertreten hat, innerhalb der nächsten 
drei Monate nicht durchgeführt werden kann. Dies ist 
beispielsweise bei Reiseunfähigkeit wegen stationärer 
Krankenhausbehandlung (vgl. AVwVAufenthG 62.2.0.2) 
oder Passlosigkeit der Fall, wenn entsprechende 
Einreise- bzw. Passersatzdokumente beim Zielstaat 
organisiert werden müssen und die ausreisepflichtige 
Person an einer Passbeschaffung mitwirkt, aber etwa 
der Zielstaat eine Ausstellung verweigert bzw. sich die 
Ausstellung verzögert. Sie kann richterlich für maxi-
mal sechs Monate angeordnet werden und „in Fällen, 
in denen der Ausländer seine Abschiebung verhindert, 
um höchstens zwölf Monate verlängert werden“ (§ 62 
Abs. 4 Satz 1 AufenthG). 
Eine ausreisepflichtige Person kann demzufolge bis 
zu 18 Monate12 in Haft verbleiben, wobei die durch-
schnittliche Haftzeit in Deutschland in den vergan-
genen Jahren bei weniger als einem Monat und die 
längste dokumentierte Inhaftierungsdauer bei 238 
Tagen bzw. fast acht Monaten im Jahr 2011 lag (Selders 
2013: 15; vgl. zur Haftdauer auch Anhang A3). Unter 
bestimmten Bedingungen13 kann eine Ingewahrsam-
nahme auch vorläufig ohne richterliche Anordnung 
erfolgen, wobei die betroffene Person zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt und spätestens bis zum Ablauf des 
folgenden Tages einem Richter zur Entscheidung über 
die Anordnung der Sicherungshaft vorzuführen ist 
(§ 62 Abs. 5. AufenthG und § 428 Abs. 1 FamFG).
12 Ging der Sicherungs- eine Vorbereitungshaft voraus, ist 
diese auf die Gesamtzeit anzurechnen (§ 62 Abs. 4 Satz 2 
AufenthG).
13 § 62 Abs. 5 AufenthG: „Die für den Haftantrag zuständige 
Behörde kann einen Ausländer ohne vorherige richterli-
che Anordnung festhalten und vorläufig in Gewahrsam 
nehmen, wenn 1. der dringende Verdacht für das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 besteht, 
2. die richterliche Entscheidung über die Anordnung 
der Sicherungshaft nicht vorher eingeholt werden kann 
und 3. der begründete Verdacht vorliegt, dass sich der 
Ausländer der Anordnung der Sicherungshaft entziehen 
will. Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter zur 
Entscheidung über die Anordnung der Sicherungshaft 
vorzuführen.“
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Im November 2011 wurden aufenthaltsrechtliche 
Richtlinien der Europäischen Union in das AufenthG 
sowie das AsylVfG umgesetzt, die auch EU-rechtliche 
Vorgaben zur Inhaftierung von Drittstaatsangehörigen 
betrafen. Die Änderungsnotwendigkeit ergab sich ins-
besondere aufgrund der EU-Rückführungsrichtlinie14 
(2008/115/EG). Darin wurden erstmals Gründe für die 
Inhaftnahme (Art. 15), die Haftbedingungen (Art. 16) 
und Sonderregelungen für Minderjährige und Fami-
lien (Art. 17) geregelt, sowie Spezifikationen für die 
„Notlage“ (Art. 18) definiert. 
2.3.4  Zurückschiebungshaft 
Eine weitere Inhaftierungsform zur Durchsetzung 
einer vollziehbaren Ausreisepflicht betrifft die Zu-
rückschiebungshaft (§ 57 Abs. 3 i. V. m. § 62 AufenthG). 
Anders als bei einer Zurückweisung an der Grenze, die 
eine aufenthaltsverhindernde Maßnahme darstellt, 
handelt es sich bei der Zurückschiebung um eine auf-
enthaltsbeendende Maßnahme (Hailbronner 2014: 
RN 1088, Dienelt 2011: § 57 AufenthG RN 2 und 3). Sie 
setzt wie bei der Abschiebungshaft voraus, dass eine 
Person ohne gültige Aufenthaltsberechtigung bereits 
nach Deutschland eingereist ist und in Verbindung mit 
der unerlaubten Einreise aufgegriffen wird (§ 57 Abs. 1
AufenthG). Die betroffene Person ist vom Moment der 
Feststellung ihrer unerlaubten Einreise an ausreise-
pflichtig (§ 58 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AufenthG), sofern sie 
bei Aufgriff kein Asylgesuch stellt. Stellt sie hingegen 
ein Asylgesuch, darf die Zurückschiebung nicht sofort 
erfolgen, auch wenn der Asylsuchende „die formellen 
Voraussetzungen für eine rechtmäßige Einreise nicht 
erfüllt“ (Dienelt 2011: § 15 AufenthG RN 3). 
Wird ein Drittstaatsangehöriger von der Bundespoli-
zei festgestellt und stellt er sein Asylgesuch erst nach 
der Beantragung der Zurückschiebungshaft durch 
die Bundespolizei bzw. wird der Antrag erst nach der 
Inhaftnahme an das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge weitergeleitet, so gilt der Antrag als „aus 
der Haft heraus gestellt“. Dies kann zur Folge haben, 
dass die Person bis zur Entscheidung über den Antrag 
in Haft bleiben muss (vgl. Deutscher Anwaltverein 
2010: 13ff, Hailbronner 2014: RN 1104).
14 RL 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen 
und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung 
illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger.
Darüber hinaus soll eine unerlaubt eingereiste Person 
zurückgeschoben werden, wenn sie „von der Grenz-
behörde im grenznahen Raum15 in unmittelbarem 
zeitlichen Zusammenhang mit einer unerlaubten 
Einreise angetroffen wird und Anhaltspunkte da-
für vorliegen, dass ein anderer Staat auf Grund von 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder eines 
völkerrechtlichen Vertrages für die Durchführung des 
Asylverfahrens zuständig ist und ein Auf- und Wieder-
aufnahmeverfahren eingeleitet wird“ (§ 57  Abs. 2 
AufenthG). Eine solche EU-Rechtsvorschrift ist die 
Dublin-Verordnung16, der zufolge ein einziger Mit-
gliedstaat für die Prüfung eines Asylantrags zuständig 
ist, wobei dies in der Praxis oft der Mitgliedstaat ist, 
in dem die asylsuchende Person erstmals einen Asyl-
antrag gestellt hat oder aber erstmals eingereist und 
erkennungsdienstlich erfasst wurde.17 Überstellungen 
von Asylsuchenden an andere Mitgliedstaaten fan-
den bis zum 31. Dezember 2013 auf Grundlage der 
Dublin-II-Verordnung (EG) Nr. 343/2003 statt, wobei 
es darin keine Regelungen für die Inhaftnahme von 
Drittstaatsangehörigen im Dublin-Verfahren gab und-
die Inhaftnahme dabei allein nach den Vorgaben des 
nationalen Rechts vollzogen wurden.18 
15 „In einem 30-Kilometer-Korridor entlang der Grenze zu 
den EU-Nachbarstaaten“ (Habbe 2014: 4).
16 Seit dem 19.07.2013 ist die Dublin-III-Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 in Kraft, die seit dem 01.01.2014 Anwendung 
findet. Für Verfahren, die vor dem 01.01.2014 eingeleitet 
wurden und in denen das Ersuchen an den zuständigen 
Mitgliedstaat noch in 2013 gestellt wurde, gilt weiterhin 
die Dublin-II-Verordnung (EG) Nr. 343/2003. Sofern das 
Verfahren zwar vor dem 01.01.2014 eingeleitet wurde, 
jedoch das Ersuchen nicht vor dem 01.01.2014 gestellt 
wurde, so gilt hinsichtlich der Verfahrensregelungen die 
Dublin-III-Verordnung.
17 Wird eine asylsuchende Person in einem Mitgliedstaat 
aufgegriffen, erfolgt zunächst eine erkennungsdienstliche 
Behandlung. Dazu gehört auch, dass der aufgegriffenen 
Person Fingerabdrücke abgenommen werden, die an-
schließend in eine europaweite Datenbank (EURODAC) 
eingespeist werden, auf die die zuständigen Behörden 
im Asylverfahren aller Mitgliedsstaaten Zugriff haben. 
Auf diesem Weg wird ermittelt, ob eine Person bereits in 
einem anderen Mitgliedstaat Asyl beantragt hat oder die 
Einreise über den Staat erfolgt ist bzw. die Einreise er-
möglicht hat. Ist dies der Fall, sieht das Dublin-Verfahren 
eine Überstellung des Antragsstellers an eben diesen 
Mitgliedstaat vor, wobei entsprechende Fristen und Aus-
nahmeregelungen zu beachten sind (s. ausführlich für das 
Dublin-II-Verfahren VO (EG) Nr. 343/2003: Dolk 2011; für 
das Dublin-III-Verfahren VO (EU) Nr. 604/2013: Bender/
Bethke 2013).
18 Für diese Verfahren wurde daher einerseits auf § 57 
AufenthG zurückgegriffen und Zurückschiebungshaft 
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Mittlerweile finden sich in der Dublin-III-Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 auch Rechtsvorschriften für die 
Inhaftnahme von Drittstaatsangehörigen zum Zwecke 
der Überstellung im Dublin-Verfahren. Die Dublin-
III-VO ist seit dem 19. Juli 2013 in Kraft und findet seit 
dem 1. Januar 2014 in Deutschland Anwendung. Art. 28
der VO spezifiziert die Gründe und Fristen, wobei 
eine Inhaftnahme grundsätzlich nur bei erheblicher 
Fluchtgefahr in Betracht kommt. Art. 2 Buchst. n der 
Dublin-III-VO definiert den Begriff der Fluchtgefahr19. 
Die Bundesregierung prüft derzeit den Umsetzungs- 
bzw. Anpassungsbedarf der neu geschaffenen Rege-
lungen in bzw. an das nationale Recht (Deutscher Bun-
destag 2014c: 9). Die gesetzliche Festlegung objektiver 
Kriterien für die Annahme von Fluchtgefahr ist bereits 
in Arbeit.
2.4  Inhaftierung besonders Schutzbe-
dürftiger
Die Situation besonders schutzbedürftiger Personen 
ist angemessen zu berücksichtigen. Ihnen soll, wie in 
diesem Abschnitt näher dargestellt, eine besondere 
Betreuung bzw. Infrastruktur zukommen. 
2.4.1 Familien mit minderjährigen Kindern
Die EU-Rückführungsrichtlinie weist Familien mit 
minderjährigen Kindern als besonders schutzbedürf-
tige Personengruppe aus und legt fest, dass für sie eine 
„Haft nur im äußersten Falle und für die kürzestmög-
liche angemessene Dauer“ (Art. 17 Abs. 1 RL 2008/115/
EG) zulässig ist. Die Vorgaben der Rückführungsricht-
line wurden bereits in das deutsche Aufenthaltsgesetz 
übersetzt, so dass „Minderjährige und Familien mit 
Minderjährigen […] nur in besonderen Ausnahmefäl-
len und nur so lange in Abschiebungshaft genommen 
angeordnet, wenn die Zurückschiebung nicht unverzüg-
lich durchgeführt werden konnte und nach § 57 Abs. 3 
AufenthG die weiteren Bedingungen zur Inhaftnahme 
entlang der Bestimmungen der §§ 62 und 62a AufenthG 
erfüllt waren (s. o.).
19 Im Sinne von Art. 2 Buchst. n der Dublin-III-Verordnung 
bezeichnet der Ausdruck ‘Fluchtgefahr‘ „das Vorliegen 
von Gründen im Einzelfall, die auf objektiven gesetzlich 
festgelegten Kriterien beruhen und zu der Annahme 
Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein Drittstaats-
angehöriger oder Staatenloser, gegen den ein Überstel-
lungsverfahren läuft, diesem Verfahren möglicherweise 
durch Flucht entziehen könnte“.
werden, wie es unter Berücksichtigung des Kindes-
wohls angemessen ist“ (§ 62 Abs. 1 Satz 3 AufenthG). 
Des Weiteren spezifiziert die Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift, dass bei Familien mit minderjährigen 
Kindern „i. d. R. nur Abschiebungshaft für einen El-
ternteil beantragt werden“ soll (62.0.5 AVwVAufenthG). 
In einzelnen Bundesländern ergänzen Erlasse diese 
Vorgabe. So heißt es in der Ergänzung des Bayerischen 
Innenministeriums zur AVwVAufenthG20, dass bis auf 
bestimmte Ausnahmefälle nur der Vater der Familie in 
Haft genommen werden soll, wobei von dieser Regel 
u. U. abgesehen werden kann (BayVVAuslR 1.62a). 
Zudem sehen das Aufenthaltsgesetz, die  
AVwVAufenthG sowie Ländererlasse besondere Aufla-
gen für die Unterbringung von Familien mit Kindern 
vor. In Rheinland-Pfalz heißt es in ministeriellen 
Anwendungshinweisen21 vom 15. August 2013, dass 
vor allem „die Betreuung der Kinder sichergestellt“ 
sein muss, bevor Elternteile in Abschiebungshaft ge-
nommen werden können (MIFKJF Rheinland-Pfalz 
2013: 3). In Berlin werden Familien mit Kindern „für 
die Dauer von maximal einer Nacht“ inhaftiert, was 
dem „Zweck dient, diese Kinder nicht in die Obhut 
der Kinder- und Jugendnotdienste geben zu müssen“ 
(Deutscher Bundestag 2012b: 60).
20 Ergänzende Hinweise zur AVwVAufenthG in Bayern: „In 
Anbetracht dessen muss bei der Rückführung ausrei-
sepflichtiger Familien die Abschiebungshaft auf einen 
Ehegatten beschränkt werden. Dies entspricht der Voll-
zugspraxis bei Familien mit minderjährigen Kindern, bei 
denen nur gegen den Familienvater Abschiebungshaft 
erwirkt wird, während die Ehefrau zusammen mit den 
Kindern anderweitig bis zur Abschiebung untergebracht 
bzw. in der bisherigen Unterkunft belassen wird (vgl. 
Beschluss des Landtags vom 11.10.1995, Drucksache 
13/2840). Falls unbedingt erforderlich kann der nicht in 
Haft genommene Ehegatte kurzfristig (in der Regel die 
Nacht vor der Rückführung) in der Transitunterkunft am 
Flughafen München gesichert untergebracht werden“ 
(1.62a BayVVAuslR zu § 62a AufenthG). Eine weitere 
Ausnahme, die Abschiebung auf dem Luftweg betreffend, 
legt folgendes fest: „Hiervon unberührt bleibt das Erfor-
dernis, bei Abschiebungen auf dem Luftweg – wegen der 
ggf. erforderlichen vorübergehenden Unterbringung der 
Abzuschiebenden im Gewahrsam am Flughafen – für alle 
Familienmitglieder Sicherungshaft richterlich anordnen 
zu lassen (vgl. IMS vom 29.04.2010, Az.: IA2-2084.21-1)“ 
(1.62a BayVVAuslR zu § 62a AufenthG).
21 Anwendungshinweise des Ministeriums für Integration, 
Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz zur 
Abschiebungshaft nach § 62 des Aufenthaltsgesetzes vom 
15. August 2013 (Az.: 19 344/725).
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2.4.2  Unbegleitete Minderjährige
Die EU-Rückführungsrichtlinie benennt unbegleitete 
Minderjährige als besonders schutzbedürftige Perso-
nengruppe und legt fest, dass für diese eine „Haft nur 
im äußersten Falle und für die kürzestmögliche ange-
messene Dauer“ zulässig ist (Art. 17 Abs. 1  
RL 2008/15/EG). Diese Vorgaben wurden in das deut-
sche Aufenthaltsgesetz übersetzt, so dass Minderjäh-
rige „nur in besonderen Ausnahmefällen und nur so 
lange in Abschiebungshaft genommen werden, wie es 
unter Berücksichtigung des Kindeswohls angemessen 
ist“ (§ 62 Abs. 1 Satz 3 AufenthG). In der AVwVAuf-
enthG wird konkretisiert, dass wenn sich die Eltern 
des minderjährigen Ausreisepflichtigen nicht im Bun-
desgebiet aufhalten, „die Ausländerbehörde mit dem 
zuständigen Jugendamt wegen der Unterbringung des 
Ausländers bis zur Abschiebung Kontakt aufzuneh-
men“ hat (AVwVAufenthG 62.0.5). Die Jugendämter 
sind grundsätzlich gemäß § 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB 
VIII zur Inobhutnahme ausländischer unbegleiteter 
Kinder und Jugendlicher verpflichtet.
In Bezug auf die Abschiebungshaft haben zahlreiche 
Bundesländer in Erlassen und Verwaltungsvorschrif-
ten weitergehende Regelungen bei der Inhaftierung 
von Minderjährigen festgelegt. In Berlin, Hessen, 
Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen sollen 
grundsätzlich keine Minderjährigen unter 16 Jahren 
in Abschiebungshaft genommen werden (vgl. Deut-
scher Bundestag 2012a: 47ff), wobei in einzelnen 
Fällen eine Inhaftierung dennoch vollzogen wird, 
wie beispielsweise in Sachsen (vgl. Caritas 2014a: 228). 
In Nordrhein-Westfalen dürfen auf Grundlage eines 
Runderlasses Minderjährige – außer bei Straffälligkeit 
– nicht in Haft genommen werden, wenn
  sie eine Schule besuchen, eine Ausbildungs- oder 
Arbeitsstelle haben oder noch bei ihren Eltern 
leben, oder
  sie entsprechend § 42 Abs. 1 SGB VIII durch ein 
Jugendamt in Obhut genommen und in einer 
geeigneten Jugendhilfeeinrichtung untergebracht 
werden können oder
  ein dem Wohl des Minderjährigen entsprechender 
Haftplatz nicht zur Verfügung steht, oder
  sie unter 16 Jahren alt sind (AHaftRL NRW 2009).
In Rheinland-Pfalz ist geregelt, dass bei Jugendlichen, 
„die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
[…] stets von der Beantragung von Abschiebungshaft 
abzusehen“ ist (MIFKJF Rheinland-Pfalz 2013: 3). Dies 
gilt ähnlich auch für Bayern (vgl. Deutscher Bundestag 
2012b: 60). In Baden-Württemberg (VwV Asyl/Rück-
führung Nr. 3.6.7.1), Bremen (Caritas 2014a: 195) und 
Sachsen-Anhalt (Deutscher Bundestag 2012a: 46) dür-
fen wiederum keine Minderjährigen vor Vollendung 
des 14. Lebensjahres inhaftiert werden.
Unabhängig von Fragen der Inhaftierung ist für 
Deutschland im internationalen Vergleich spezifisch, 
dass minderjährige Asylsuchende derzeit schon mit 
dem vollendeten 16. Lebensjahr als handlungsfähig 
gelten22 (§ 12 Abs. 1 AsylVfG bzw. § 80 Abs. 1 AufenthG), 
während die Volljährigkeit gemäß § 2 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) erst mit Vollendung des 18. Lebens-
jahres eintritt.23 Dies bedeutet, dass 16- und 17-Jährige 
in asyl- und ausländerrechtlichen Verfahren rechtlich 
wirksame Handlungen vornehmen können, ohne dass 
insoweit ein Vormund bestimmt werden muss (vgl. 
Parusel 2009: 14). Ansonsten hat bei unbegleiteten 
Minderjährigen eine Inobhutnahme durch die Jugend-
ämter und die Bestellung eines Vormunds zu erfolgen. 
Laut Koalitionsvertrag (CDU/CSU/SPD 2013: 110) soll 
„die Handlungsfähigkeit im Asylverfahrens- und Auf-
enthaltsrecht auf 18 Jahre“ angehoben werden. 
2.4.3  Schwangere und stillende Frauen
Das AufenthG sieht bezüglich schwangerer und/oder 
stillender Frauen keine Spezifikationen vor.  
Allerdings wird in der AVwVAufenthG festgelegt,  
dass Schwangere und Mütter innerhalb der gesetzli-
chen Mutterschutzvorschriften „grundsätzlich nicht  
in Abschiebungshaft genommen werden“  
(AVwVAufenthG 62.0.5). Ein nordrhein-westfälischer 
Runderlass weitet die Schutzregelung auf „stillende 
Frauen“ aus, die nur im Falle einer Straffälligkeit in 
22  „Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nach 
diesem Gesetz ist auch ein Ausländer, der das 16. Lebens-
jahr vollendet hat, sofern er nicht nach Maßgabe des Bür-
gerlichen Gesetzbuches geschäftsunfähig oder im Falle 
seiner Volljährigkeit in dieser Angelegenheit zu betreuen 
und einem Einwilligungsvorbehalt zu unterstellen wäre“ 
(§ 12 Abs. 1 AsylVfG).
23  Einen Überblick zur Aufnahme, den rechtlichen Rah-
menbedingungen und der Rückkehr unbegleiteter min-
derjähriger Migranten in bzw. aus Deutschland geben  
u. a. Parusel 2009 und Caritas 2014a.
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Abschiebungshaft genommen werden dürfen. „Unab-
hängig davon ist die Haftfähigkeit bei Schwangeren 
immer ärztlich (vornehmlich durch eine Ärztin) fest-
stellen zu lassen“ (AHaftRL NRW 2009). In Branden-
burg wird bei schwangeren Frauen ab dem sechsten 
Schwangerschaftsmonat von Abschiebungshaft abge-
sehen, „da eine Abschiebung auf dem Luftweg nicht 
mehr möglich ist und die Entbindung nicht innerhalb 
der Vollzugseinrichtung erfolgen kann. In der Abschie-
bungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt wird ab der 29. 
Schwangerschaftswoche keine Abschiebungshaft mehr 
vollzogen“ (Deutscher Bundestag 2012b: 23). 
2.4.4  Ältere Menschen
Während das AufenthG keine explizite Schutzbedürf-
tigkeit von älteren Menschen vorsieht, findet sich 
in der entsprechenden Verwaltungsvorschrift der 
Passus, wonach ausländische Staatsangehörige, „die 
das 65. Lebensjahr vollendet haben […], grundsätzlich 
nicht in Abschiebungshaft genommen werden“ (62.0.5 
AVwVAufenthG). Die Länder orientieren sich an dieser 
Vorgabe, wobei die Formulierung „grundsätzlich“ stets 
die Möglichkeit für Ausnahmen von der Regel eröffnet.
2.4.5  Erkrankte, Traumatisierte, Opfer schwerer  
 Gewalt sowie Opfer von Menschenhandel
In Deutschland findet sich auf nationaler Ebene bisher 
keine gesetzliche Regelung für Erkrankte, Gewaltopfer 
oder Traumatisierte hinsichtlich einer Inhaftierung. 
In einigen Ländern regeln jedoch Erlasse und Verwal-
tungsvorschriften den Umgang mit diesen Personen. 
In Bremen werden Personen „mit ärztlich attestierten 
oder offensichtlichen psychischen Erkrankungen“ 
nicht bzw. nur in Ausnahmefällen24 in Haft genommen 
(Freie Hansestadt Bremen 2013). Auch in Nordrhein-
Westfalen soll auf Grundlage eines Runderlasses des 
Innenministeriums vom 19. Januar 2009 „grundsätz-
lich“ von Abschiebungshaft abgesehen werden, wenn 
24 „Für vorgenannte Personen kann jedoch in folgenden 
Fällen Abschiebungshaft beantragt werden: 1. wenn die 
Abschiebung trotz des Beschleunigungsgebots nicht 
direkt aus der Strafhaft heraus gelang und deshalb 
aufgrund einer Ausweisung nach § 53 oder § 54 Aufent-
haltsgesetz aus von der zuständigen Behörde nicht zu 
vertretenden Gründen unmittelbar im Anschluss an eine 
Strafhaft erfolgen soll (sog. Überhaft) und eine weitere 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit vorliegt oder 2. 
wenn eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen 
ist, aber nicht unmittelbar vollzogen werden kann“ (Freie 
Hansestadt Bremen 2013).
„Zweifel an der Haftfähigkeit aufgrund einer körper-
lichen oder psychischen Erkrankung des Ausländers“ 
bestehen und dies durch einen Arzt festgestellt wurde 
(AHaftRL NRW 2009). In Rheinland-Pfalz ist eine „be-
sonders sorgfältige Prüfung“ bei „schwer erkrankten 
Personen vorzunehmen. Dies gilt insbesondere für 
Personen, die schwere Formen psychischer, physischer 
oder sexueller Gewalt oder eine Traumatisierung erlit-
ten haben. Hier gilt eine besondere Aufklärungs- und 
Sorgfaltspflicht“ (MIFKJF Rheinland-Pfalz 2013: 3, s. zu 
den Verfahrensauswirkungen Kap. 3).
2.4.6 Menschen mit Behinderung
Im nationalen Recht finden Menschen mit Behinde-
rung bisher keine Erwähnung in Bezug auf Abschie-
bungshaft. Allerdings weisen einige Bundesländer auf 
die besondere Schutzbedürftigkeit von Menschen mit 
Behinderung hin und ziehen entsprechende Konse-
quenzen für ihre Inhaftierung. 
In Bremen schreibt ein Erlass vor, dass Personen mit 
„anerkannter Schwerbehinderung“ nicht bzw. nur 
in Ausnahmefällen (s. o.) in Haft zu nehmen sind 
(AHaftRL NRW 2009). In Rheinland-Pfalz ist eine 
„besonders sorgfältige Prüfung“ bei „behinderten 
Menschen“ sowie eine „besondere Aufklärungs- und 
Sorgfaltspflicht“ vorgeschrieben (MIFKJF Rheinland-
Pfalz 2013: 3). In Berlin gilt die Regel, dass „Personen, 
die dauerhaft und gravierend durch eine schwere Be-
hinderung beeinträchtigt sind, […] grundsätzlich nicht 
in Abschiebungshaft genommen“ werden. „Personen, 
die eine Behinderung geltend machen, können zudem 
auf eigenen Wunsch (freiwillig) vom Polizeiärztlichen 
Dienst auf Haftfähigkeit untersucht werden“ (Deut-
scher Bundestag 2012b: 38).
2.4.7  Alleinerziehende (geschlechtsunspezifisch)
Im nationalen Recht findet sich zu Alleinerziehenden 
keine spezifische Regelung hinsichtlich Abschiebungs-
haft. Laut Erlass des Bremer Innensenators vom 15. 
Mai 2013 gelten in der Hansestadt Alleinerziehende als 
besonders schutzbedürftig. Sie sind nicht bzw. nur in 
Ausnahmefällen (s. o.) in Haft zu nehmen (Freie Han-
sestadt Bremen 2013). In Nordrhein-Westfalen dürfen 
Alleinerziehende mit Kindern unter 14 Jahren nicht 
zum Zwecke der Abschiebung in Haft genommen 
werden – außer im Fall einer vorherigen Straffällig-
keit (AHaftRL NRW 2009). In Rheinland-Pfalz heißt 
es in den Anwendungshinweisen, dass vor allem „die 
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Betreuung der Kinder sichergestellt“ sein muss, bevor 
Elternteile in Abschiebungshaft genommen werden 
können (MIFKJF Rheinland-Pfalz 2013: 3). 
2.5  Anzahl der Abschiebungs-, Zurück-
schiebungs- und Zurückweisungs-
häftlinge in Deutschland (2008-2013)
In Deutschland ist seit 2008 ein kontinuierlicher Rück-
gang der Abschiebungshaftzahlen zu verzeichnen, 
wobei sich die Angaben sowohl auf Zurückweisungs-, 
Zurückschiebungs- als auch Abschiebungshäftlinge 
beziehen. Während sich im Jahr 2008 deutschlandweit 
noch 8.805 Personen in Abschiebungs-, Zurückschie-
bungs- oder Zurückweisungshaft befanden, hat sich 
die Zahl bis zum Jahr 2013 – ohne die Angaben von 
Hessen – auf 4.309 in etwa halbiert. Die Anzahl der 
Inhaftnahmen ist in diesem Zeitraum jährlich in 
einer Größenordnung von 500-1.000 Personen zu-
rückgegangen (vgl. Tabelle 2). Bei den aufgeführten 
Haftzahlen handelt es sich jedoch nicht um die Zahl 
der tatsächlich aus der Haft heraus abgeschobenen 
Personen; sie umfasst vielmehr auch jene, die vor ihrer 
Abschiebung, Zurückschiebung oder Zurückweisung 
aus der Haft wieder entlassen wurden (vgl. Tabelle 4). 
Tabelle 2:  Anzahl der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- 
und Zurückweisungshäftlinge in Deutschland 
(2008-2013)
Quellen: 2008-2011: Deutscher Bundestag; 2012 und 2013: 
Angaben der zuständigen Ministerien der Länder; Bürgerschaft 
Hamburg 2013a+b, Landtag Sachsen-Anhalt 2014.
* 2012, 2013: ohne Hessen (2011: 752) und 2013:  
Hamburg bis Stand 09.12.2013.
2008 2009 2010 2011 2012* 2013*
8.805 8.366 7.495 6.466 5.064 4.309
Allerdings verteilt sich der Rückgang der Inhaftnah-
men nicht auf alle Bundesländer gleichermaßen (vgl. 
Tabelle 3). 
Tabelle 3:  Anzahl der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshäftlinge in den einzelnen Bundesländern  
(2008-2013)
Quellen: 2008-2011: Deutscher Bundestag 2012a+b; Daten für 2012 und 2013: Angaben der zuständigen Ministerien der Länder, Bür-
gerschaft Hamburg 2013a+b, Landtag Sachsen-Anhalt 2014
* 2013: Stand der Erfassung in Hamburg 09.12.2013. 
 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Baden-Württemberg 596 605 477 446 454 520
Bayern 1.460 1.623 1.414 1.125 1.186 1.105
Berlin 1.142 779 690 546 326 221
Brandenburg 350 357 281 238 340 265
Bremen 67 70 77 34 32 17
Hamburg* 428 379 304 173 149 112
Hessen 1.121 935 780 752 k. A. k. A.
Mecklenburg-Vorpommern 112 120 139 67 59 86
Niedersachsen 434 402 356 284 310 151
Nordrhein-Westfalen 1.843 1.885 1.754 1.673 1.408 1.193
Rheinland-Pfalz 197 220 192 164 122 31
Saarland 119 129 118 150 87 60
Sachsen 519 383 487 415 189 203
Sachsen-Anhalt 52 98 90 76 62 63
Schleswig-Holstein 305 345 298 298 317 254
Thüringen 60 36 38 25 23 28
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Stellt man die Zahl der vollzogenen Abschiebungen, 
Zurückschiebungen und Zurückweisungen pro Jahr 
neben die Zahlen jener, die in Abschiebungs-, Zurück-
schiebungs- und Zurückweisungshaft genommen 
wurden, wird sichtbar, dass erstere bis 2012 ebenfalls 
rückläufig gewesen sind (vgl. Tabelle 4). Deutlich wird 
zudem, dass ein erheblicher Teil der Abschiebungen, 
Zurückschiebungen und Zurückweisungen ohne 
vorherige Inhaftierung erfolgten. Weitergehende Ver-
hältnisse lassen sich nicht bestimmen, da nicht jede 
Inhaftierung auch tatsächlich zu einer Abschiebung, 
Zurückschiebung oder Zurückweisung führte, da auch 
immer wieder Entlassungen aus der Haft vorkom-
men.25
25 Zum Beispiel machte im Jahr 2013 der Anteil der entlas-
senen Abschiebungshäftlinge in den fünf Bundesländern, 
für die entsprechende Daten vorliegen zwischen 20 % 
und 30 % aus (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Thürin-
gen). Gründe für Entlassungen sind z. B. durch die zustän-
digen Gerichte festgestellte unzureichende Darlegung 
im Haftantrag (wenn z. B. die geplante Dauer und/oder 
Erforderlichkeit der Haft nicht bestimmt wurde), eine 
Verletzung des rechtlichen Gehörs (wenn z. B. Haftanträ-
ge den Abschiebungshäftlingen nicht (rechtzeitig) vorge-
legt o. nicht übersetzt wurden), das Trennungsgebot von 
Straf- und Abschiebungshäftlingen nicht ausreichend 
beachtet wurde oder die Inhaftnahme als unverhältnis-
mäßig beurteilt wurde, etwa im Falle einer Familientren-
nung, der Inhaftnahme unbegleiteter Minderjähriger 
oder einer Inhaftnahme trotz Bereitschaft der betroffe-
nen Person (mit der Familie) eigenständig auszureisen 
und nicht unterzutauchen (vgl. z. B. BGH 19.12.2013 - V 
ZB 145/13, BGH 12.12.2013 V ZB 214/12, BGH BGH 
06.12.2012 - V ZB 218/11).































Tabelle 4:  Anzahl der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshäftlinge, vollzogene Abschiebungen, Zurück-
schiebungen und Zurückweisungen (2008-2013)
Quellen: Abschiebungen, Zurückschiebungen, Zurückweisungen: Deutscher Bundestag 2014b, 2013, 2012c, 2011a, 2010, 2009; Personen 
in Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft: 2008-2011: Deutscher Bundestag 2012a+b; 2012-2013: Angaben der 
zuständigen Ministerien der Länder, Bürgerschaft Hamburg 2013a+b, Landtag Sachsen-Anhalt 2014; 
*2012, 2013: ohne Hessen; 2013: Stand der Erfassung in Hamburg: 09.12.2013
25Organisation und Verfahrensstruktur der Abschiebungshaft
Eine Person darf grundsätzlich nicht ohne vorherige 
richterliche Anordnung in Abschiebungshaft genom-
men werden (Art. 104 Abs. 2 Satz 1 GG, § 62 Abs. 2 und 
3 AufenthG). Zudem darf Abschiebungshaft nicht 
angeordnet werden, „wenn der Zweck der Haft durch 
ein milderes, ebenfalls ausreichendes anderes Mittel 
erreicht werden kann“ (§ 62 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). 
3.1  Zuständigkeiten und Verfahrensab-
läufe
Die sachliche Zuständigkeit sowie die Verfahrensstruk-
turen für den Fall einer Inhaftnahme von ausländi-
schen Staatsangehörigen zum Zweck der Abschiebung, 
Zurückschiebung oder Zurückweisung sind bundes-
weit durch das Aufenthaltsgesetz (insb. § 71 AufenthG) 
sowie das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit (§ 106 Abs. 2 AufenthG verweist auf Buch 7 des 
FamFG) geregelt.
3.1.1 Beantragung der Abschiebungshaft 
Die Freiheitsentziehung darf das Gericht nur auf An-
trag der zuständigen Verwaltungsbehörde anordnen 
(§ 417 Abs. 1 FamFG). Für die Festnahme und Beantra-
gung der Inhaftierung zuständig sind die Ausländer-
behörden26 (§ 71 Abs. 1 AufenthG), die Polizeien der 
Länder27 (§ 71 Abs. 5 AufenthG) und die mit der Kont-
26 Für die Bestimmung welche Ausländerbehörde im jewei-
ligen Bundesland wann für welche Abschiebungshäftlin-
ge zuständig ist, vgl. MIFKJF Rheinland-Pfalz 2013: 17f.
27 § 71 Abs. 5 AufenthG: „Für die Zurückschiebung sowie die 
Durchsetzung der Verlassenspflicht des § 12 Abs. 3 und 
die Durchführung der Abschiebung und, soweit es zur 
Vorbereitung und Sicherung dieser Maßnahmen erfor-
derlich, die Festnahme und Beantragung der Haft sind 
auch die Polizeien der Länder zuständig.“ Die Polizeien 
der Länder sind allerdings nicht für die Androhung, An-
kündigung oder Anordnung der Abschiebung zuständig. 
Dies bleibt Aufgabe der Ausländerbehörden  
(AVwVAufenthG 71.5.2.1). 
rolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden (§ 71 Abs. 3 Nummer 1e AufenthG). Nach § 2 
Abs. 2 Nr. 2 Bundespolizeigesetz obliegt grundsätzlich 
der Bundespolizei die polizeiliche Kontrolle des grenz-
überschreitenden Verkehrs. In den Ländern Hamburg 
(Hafen Hamburg) und Bremen (Häfen Bremen und 
Bremerhaven) sowie in Bayern auf den Verkehrsflug-
häfen (außer Flughafen München) wird die polizeiliche 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs von der 
jeweiligen Landespolizei durchgeführt. 
Im Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit ist in § 417 Abs. 2 geregelt, welche Tatsachen ein 
Haftantrag zur Begründung enthalten muss:
 
1.  die Identität des Betroffenen,
2.  den gewöhnlichen Aufenthaltsort des Betroffenen,
3.  die Erforderlichkeit der Freiheitsentziehung,
4.  die erforderliche Dauer der Freiheitsentziehung 
sowie
5.  in Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschie-
bungs- und Zurückweisungshaft die Verlassens-
pflicht des Betroffenen sowie die Voraussetzungen 
und die Durchführbarkeit der Abschiebung, Zu-
rückschiebung und Zurückweisung.
Des Weiteren gehören zu den Aufgaben der zustän-
digen Behörden die Vorbereitung der Abschiebung 
oder Zurückschiebung (z. B. Beschaffung von Rei-
sedokumenten, Vorführung des Ausländers bei der 
Auslandsvertretung, Buchung der Reise, Erlass eines 
Leistungsbescheids, Transport zur Grenze, zur Justiz-
vollzugsanstalt oder zum Flughafen) (AVwVAufenthG 
71.1.1.1 und 71.5.1.1). 
Im Zusammenhang mit der Aufenthaltsbeendigung 
ist § 72 Abs. 4 AufenthG zu beachten, welcher in be-
stimmten Fallkonstellationen die Beteiligung der 
Staatsanwaltschaft vorsieht (Von Borstel 2013: 67; vgl. 
auch Anhang A5).
3 Organisation und Verfahrens-
struktur der Abschiebungshaft
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3.1.2  Begründung für die Inhaftnahme
Ein ausländischer Staatsangehöriger darf nur als letz-
te Möglichkeit in Haft genommen werden, um die 
vollziehbare Ausreisepflicht durchzusetzen. Bei einer 
Inhaftnahme muss entsprechend begründet werden, 
wieso eine Alternative zur Abschiebungshaft nicht 
ausreichend geeignet ist (§ 62 Abs. 1 AufenthG), die 
vollziehbare Ausreisepflicht durchzusetzen. Darüber 
hinaus muss ein Haftgrund nach § 62 Abs. 3 Satz 1 
AufenthG vorliegen, worunter etwa der begründete 
Verdacht fällt, dass sich die betroffene Person der Ab-
schiebung entziehen will (§ 62 Abs. 3 AufenthG). 
Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum AufenthG 
sowie Gerichtsurteile geben einen Überblick darüber, 
welche Anhaltspunkte den Verdacht rechtfertigen, 
dass eine Entziehungsabsicht gegeben und Siche-
rungshaft anzuordnen ist. Darunter fällt beispielsweise 
der Verstoß gegen aufenthaltsrechtliche Vorschriften, 
wie z. B. gegen die Pflicht, ein Verlassen des Bezirks der 
zuständigen Ausländerbehörde für mehr als drei Tage 
anzuzeigen (AVwVAufenthG: 62.2.1.6.1.4, i. A. a. § 50 
Abs. 4 AufenthG). Darüber hinaus können die folgen-
den Kriterien einen Anhaltspunkt für das Bestehen ei-
ner Entziehungsabsicht (z. B. Untertauchen) darstellen, 
wobei häufig eine Kombination mehrerer Kriterien 
vorliegt, die eine Entziehungsabsicht belegen: 
„Verstecken der Ausreisepapiere; Weggabe der 
Reisedokumente vor Inhaftierung; Vorenthalten 
des Reisepasses; erhebliche Zahlungen an Schleu-
ser; Aufenthalt im ‚Kirchenasyl‘; beharrliche und 
durch bestimmtes Verhalten bestätigte Ausreise-
verweigerung; mehrmaliges illegales Verlassen des 
zugewiesenen Aufenthaltsortes; ‚Untertauchen‘ bei 
ähnlichem Anlass in der Vergangenheit; gänzlich 
fehlende Bindungen im Inland; Verstrickung in den 
Rauschgifthandel; erhebliche kriminelle Energie ei-
nes ‚reisenden Straftäters‘; schwerwiegende Strafta-
ten und Hungerstreik“ (Dienelt 2011: § 62 AufenthG 
RN 20; vgl. auch Hailbronner 2012: § 62 AufenthG 
RN 59-80).
Nicht ausreichend für eine Inhaftnahme sind hinge-
gen eine bloße Verweigerung der freiwilligen Ausreise, 
Verweigerung der Passverlängerung, Notwendigkeit 
der Abschiebung auf dem Luftwege, Inanspruchnahme 
von Rechtsmitteln gegen Ausweisung und Abschie-
bung (Dienelt 2011: § 62 AufenthG RN 20; vgl. auch 
Hailbronner 2012: § 62 AufenthG RN 59-80).
Bei der Aufgabenwahrnehmung der Bundespolizei 
kommt dem Haftgrund nach § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 
AufenthG eine besondere Bedeutung im Zusam-
menhang mit dem Vollzug von Zurückschiebungen 
zu. Von diesen Zurückschiebungen sind häufig Per-
sonen betroffen, die auf der Grundlage der Dublin-
III-Verordnung in den für die Durchführung eines 
Asylverfahrens zuständigen Staat überstellt werden 
sollen. Neben den bereits genannten Kriterien für das 
Vorliegen einer Fluchtgefahr kommen hier regelmäßig 
EURODAC-Treffer in einem oder mehreren Staaten 
hinzu, die eine unerlaubte Einreise über einen anderen 
Mitgliedstaat der EU bzw. einen dort gestellten Asylan-
trag anzeigen.
Wird der Asylantrag erst nach der Inhaftierung gestellt 
oder leitet die Bundespolizei das schriftliche Asylge-
such an das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge erst nach der Haftbeantragung weiter, gilt der 
Antrag als aus der Haft heraus gestellt und steht der 
Inhaftnahme, der Anordnung und Aufrechterhaltung 
der Zurückschiebungs- oder Abschiebungshaft nicht 
entgegen (§ 14 Abs. 3 AsylVfG). Dies gilt bei Vorliegen 
des Haftgrundes nach § 62 Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 
AufenthG („unerlaubte Einreise“) allerdings nur dann, 
wenn seit der unerlaubten Einreise mehr als ein Monat 
vergangen ist. 
Der Bundesgerichtshof hat in seinem Beschluss vom 
26. Juni 2014 entschieden, dass in Überstellungsfällen 
auf der Grundlage der Dublin-III-Verordnung die 
Kriterien, die den Verdacht begründen, der Drittstaats-
angehörige wolle sich der Überstellung entziehen, im 
Gesetz festgelegt werden müssen.28
28 Mit den Beschlüssen vom 26.06.2014 und 23.07.2014 
hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass § 62 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 5 AufenthG nicht den in Art. 2 Buchstabe n 
der Dublin III-Verordnung (EU) Nr. 604/2013 geforder-
ten objektiven und gesetzlich festgelegten Kriterien für 
die Annahme der Fluchtgefahr entspricht und gegen 
einen Drittstaatsangehörigen nicht auf Grundlage von 
Art. 28 Abs. 2 Dublin III-VO i. V. m. § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
5 AufenthG die Haft angeordnet werden darf, um seine 
Überstellung in den für die Entscheidung über den Asyl-
antrag zuständigen Mitgliedstaat durchzusetzen. „Diese 
Kriterien müssen in einem förmlichen Gesetz bestimmt 
sein. […] Die europarechtliche Verordnung zwingt somit 
den nationalen Gesetzgeber dazu, die Voraussetzungen 
für die Annahme einer die Inhaftierung des Ausländers in 
den Überstellungsfällen rechtfertigenden Fluchtgefahr in 
berechenbarer, messbarer und kontrollierbarer Weise zu 
regeln […]. Nach der Rechtsprechung des Senats setzt der 
begründete Verdacht eines Entziehungswillens konkrete 
Umstände, insbesondere Äußerungen oder Verhaltens-
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Die Unterbringung der Zurückschiebungshäftlinge, für 
die von der Bundespolizei Haftanträge gestellt wurden, 
obliegt wiederum den einzelnen Ländern.
3.1.3  Entscheidung über Anordnung der Haft  
 durch das Amtsgericht
Die Freiheitsentziehung kann nur durch das zustän-
dige Amtsgericht auf Antrag der zuständigen Verwal-
tungsbehörde angeordnet werden (§§ 416 und 417 
FamFG). In Eilfällen ist auch das Amtsgericht zustän-
dig, in dessen Bezirk die Notwendigkeit zur Inhaft-
nahme entsteht (§ 50 Abs. 2 FamFG). Das Amtsgericht 
prüft dabei nicht, ob die Abschiebungsandrohung 
rechtmäßig ist oder nicht, sondern ausschließlich, ob 
die Anordnung zur Inhaftnahme für den Zweck der 
Aufenthaltsbeendigung gerechtfertigt ist (vgl. Gra-
ebsch/Selbers 2013: 85ff). In Ausnahmefällen darf eine 
ausreisepflichtige Person auch ohne vorherige richter-
liche Anordnung vorläufig in Haft (Polizeigewahrsam) 
genommen werden – etwa wenn eine Feststellung 
durch eine Polizeibehörde nachts geschieht und kein 
Amtsgericht erreichbar ist. Der Polizeigewahrsam 
erfolgt i. d. R. in Gewahrsamsräumen der Polizei. Die 
betroffene Person muss jedoch unverzüglich und spä-
testens am Folgetag einem Richter zur Entscheidung 
über die Anordnung der Haft vorgeführt werden, an-
sonsten ist die Person wieder freizulassen (§ 62 Abs. 5 
AufenthG und § 428 Abs. 1 FamFG). 
3.1.4  Beteiligung des Bundesamts für Migration 
  und Flüchtlinge
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
ist im Rahmen des Abschiebungs(haft)prozesses von 
weisen des Ausländers voraus, die mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit darauf hindeuten oder es nahelegen, 
dass dieser beabsichtigt, unterzutauchen oder die Ab-
schiebung in einer Weise zu behindern, die nicht durch 
einfachen, keine Freiheitsentziehung bildenden Zwang 
überwunden werden kann“ (BGH 2014: 10f.). Sicherungs-
haft kann nach den BGH-Beschlüssen hingegen weiter 
angeordnet werden, „wenn die Haftgründe im nationalen 
Recht so ausgestaltet sind, dass sie nur bei Vorliegen von 
objektiven, gesetzlich festgelegten Kriterien verwirklicht 
werden, welche die Annahme einer Fluchtgefahr begrün-
den. Das ist in Deutschland derzeit allein bei den in § 62 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 3 AufenthG genannten Haftgrün-
den (Wechsel des Aufenthaltsorts ohne Angabe einer 
Anschrift unter der der Ausländer erreichbar ist; vom 
Ausländer zu vertretendes Nichtantreffen an dem von 
der Behörde angegebenen Ort an dem für die Überstel-
lung angekündigten Termin) der Fall“ (BGH 2014a: 13f. 
und BGH 2014b: 3).
den zuständigen Behörden verpflichtend mit ein-
zubeziehen, wenn es um die Frage geht, ob etwaige 
zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote nach § 60 
Abs. 5 oder 7 AufenthG in dem Staat vorliegen, in den 
der Betroffene abgeschoben werden soll (§ 72 Abs. 2 
AufenthG). Liegen solche Abschiebungsverbote vor, 
ergeht durch die Ausländerbehörde ein Abschiebungs-
verbot (nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG). Sofern ein 
Drittstaatsangehöriger um Asyl nachsucht, ist er an die 
zuständige bzw. nächstgelegene Aufnahmeeinrichtung 
weiterzuleiten (§ 19 Abs. 1 AsylVfG); die Prüfung des 
Asylantrags bzw. der Abschiebungsverbote erfolgt 
dann durch das BAMF (vgl. auch § 14 Abs. 2 Satz 2 
AsylVfG). Eine Asylantragsstellung steht der Aufrecht-
erhaltung von Haft nach § 14 Abs. 3 AsylVfG nicht 
entgegen, wenn es sich um 
„1.  Untersuchungshaft, 
2.  Strafhaft, 
3.  Vorbereitungshaft nach § 62 Abs. 2 AufenthG, 
4.  Sicherungshaft nach § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1  
AufenthG, weil er sich nach der unerlaubten Ein-
reise länger als einen Monat ohne Aufenthaltstitel 
im Bundesgebiet aufgehalten hat, 
5.  Sicherungshaft nach § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1a bis 5 
AufenthG“ 
handelt. Dem Asylantragssteller ist dabei 
„unverzüglich Gelegenheit zu geben, mit einem 
Rechtsbeistand seiner Wahl Verbindung aufzuneh-
men, es sei denn, er hat sich selbst vorher anwalt-
lichen Beistands versichert. Die Abschiebungshaft 
endet mit der Zustellung der Entscheidung des 
Bundesamtes, spätestens jedoch vier Wochen nach 
Eingang des Asylantrags beim Bundesamt, es sei 
denn, es wurde auf Grund von Rechtsvorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft oder eines völker-
rechtlichen Vertrages über die Zuständigkeit für die 
Durchführung von Asylverfahren ein Auf- oder Wie-
deraufnahmeersuchen an einen anderen Staat ge-
richtet oder der Asylantrag wurde als unbeachtlich 
oder offensichtlich unbegründet abgelehnt“ (§ 14 
Abs. 3 Satz 3 AsylVfG vgl. auch Kap. 3.1.2).
3.1.5  Unterrichtung der Abschiebungshäftlinge  
 über ihre Rechte
Anträge auf Inhaftnahme zur Sicherung der Abschie-
bung (Abschiebungshaft) und Anträge auf Verlän-
gerung einer solchen Haft müssen dem Betroffenen 
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durch das zuständige Gericht bekannt gemacht wer-
den (§ 23 Abs. 2 FamFG). Der Antrag muss der betref-
fenden Person rechtzeitig vor ihrer Anhörung in Kopie 
ausgehändigt und gegebenenfalls übersetzt werden, 
um das Grundrecht des rechtlichen Gehörs zu gewähr-
leisten (BGH, Beschluss vom 21. Juli 2011, V ZB 141/11). 
Darüber hinaus hat das Gericht dem Betroffenen nach 
§ 420 FamFG vor der Anordnung der Freiheitsentzie-
hung persönlich anzuhören und jede Entscheidung 
auch stets einem Angehörigen der betroffenen Person 
bzw. einer Person seines Vertrauens (z. B. Familienmit-
glied o. Rechtsanwalt) zu übermitteln (§ 432 FamFG). 
Haftverlängerungsanträge müssen zeitlich so gestellt 
werden, „dass die mündliche Anhörung des Auslän-
ders vor der zu treffenden Entscheidung des Gerichts 
durchgeführt werden kann“ (AVwVAufenthG 62.0.3.6). 
In der Abschiebungshaft selbst soll ein Abschiebungs-
häftling im Zuge der Inhaftierung über seine Rechte 
und Pflichten informiert werden, und darüber dass er 
einen Rechtsanspruch auf Kontakt zu nicht-staatli-
chen Organisationen hat (§ 62a Abs. 5 AufenthG nach 
Art. 16 Abs. 5 Satz 2 RL 2008/115/EG).29
3.1.6  Identifizierung der Schutzbedürftigkeit
Es finden sich für bestimmte Personengruppen ge-
setzliche Vorgaben, wer als schutzbedürftig gilt (s. Kap. 
2.4). Es obliegt den Ländern, die Eingangs- und Fol-
geuntersuchung bzw. Betreuung der Häftlinge so zu 
gestalten, dass besonders Schutzbedürftige identifiziert 
werden können. Eine systematische Untersuchung auf 
besondere Schutzbedürftigkeit findet in den meisten 
Abschiebungshafteinrichtungen nicht statt – zumin-
dest nicht in Bezug auf psychische Erkrankungen (vgl. 
Deutscher Bundestag 2012b: 19ff). Oftmals beschränkt 
29 Die Praxis der Unterrichtung wird in den Abschie-
bungshafteinrichtungen der Länder unterschiedlich 
gehandhabt. In einigen Abschiebungseinrichtungen wird 
ein mehrsprachiges Merkblatt übergeben oder es findet 
sich ein entsprechender Aushang (Baden-Württemberg, 
Berlin, Bremen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thü-
ringen). In anderen Abschiebungseinrichtungen werden 
die Informationen im Erstgespräch bzw. zu Beginn der 
Inhaftierung vermittelt (Bayern, Brandenburg, Hamburg, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-West-
falen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein). In Branden-
burg und Nordrhein-Westfalen wird (zusätzlich) auf die 
Hausordnung verwiesen (Deutscher Bundestag 2012b: 
40ff.). Mehrsprachigkeit kann wie im Fall Schleswig-Hol-
steins bedeuten, dass die Hausordnung in neun Sprachen 
übersetzt ist: Arabisch, Arabisch-Kurdisch, Albanisch, 
Englisch, Französisch, Persisch (Dari), Russisch, Türkisch 
und Vietnamesisch (JVA Kiel 2011: 8).
sich die ärztliche Eingangsuntersuchung weitgehend 
auf körperliche Merkmale, die im Falle von sprachli-
chen Verständigungsschwierigkeiten unter Hinzuzie-
hung von Dolmetschern durchgeführt wird. 
Schwierigkeiten bestehen insbesondere bei der Iden-
tifizierung von Opfern von Menschenhandel, wobei 
nicht-staatlichen Akteuren eine besondere Rolle zu-
kommt: 
„In den Aufnahmeeinrichtungen und den Haftein-
richtungen haben Fachberatungsstellen häufig eine 
Vorreiterrolle bei der Identifizierung von Opfern von 
Menschenhandel. Sie haben für gewöhnlich einen 
engeren Kontakt zu den Betroffenen als die Mitar-
beiter der entsprechenden Einrichtungen. Gründe 
dafür sind die Überlastung der Einrichtungen, das 
Missverhältnis zwischen Betreuern und zu Betreu-
enden sowie das Misstrauen der Betroffenen gegen-
über Mitarbeitern staatlicher Behörden. Die Betreu-
ung und Beratung der Betroffenen erfolgt entweder 
direkt in der Muttersprache oder unterstützt durch 
Dolmetscher“ (Hoffmann 2013: 27). 
Die Mitarbeiter der Fachberatungsstellen fahren i. d. R. 
regelmäßig zu den Abschiebungshafteinrichtungen30 
oder verfügen über ein eigenes Büro auf dem Gelände 
der Abschiebungshafteinrichtung (z. B. Amnesty Inter-
national und JRS in der JVA München; vgl. Deutscher 
Bundestag 2012b: 157). Sofern Informationen über 
eine Schutzbedürftigkeit zutage treten, werden zu-
nächst die Betroffenen selbst über ihre Rechte sowie 
Möglichkeiten zur ärztlichen bzw. psychologischen 
Betreuung sowie u. U. Möglichkeiten zur Haftentlas-
sung informiert. 
Aus im Rahmen dieser Studie geführten Gesprächen 
mit Mitarbeitern von Abschiebungshafteinrichtun-
gen sowie der für Abschiebungshafteinrichtungen 
zuständigen Ministerien der Länder, wurde deutlich, 
dass darüber hinaus nicht selten die Mitarbeiter der 
Abschiebungshafteinrichtungen von den Nichtre-
gierungsorganisation (z. B. Flüchtlingsräte, Amnesty 
30 Beispielhaft ist das vom Europäischen Flüchtlingsfonds 
geförderte „Berliner Netzwerk für besonders schutzbe-
dürftige Flüchtlinge“ zu nennen, in dessen Rahmen seit 
dem 1.9.2009 ein „mehrstufiges Verfahren zur Ermittlung, 
Feststellung und Versorgung besonders schutzbedürf-
tiger Flüchtlinge“ entwickelt wurde und innerhalb des 
ersten Jahres fast 1.400 schutzbedürftige Personen bera-
ten wurden (Majer 2011: 10). 
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International, Diakonie, Caritas, AWO etc.) über die 
Schutzbedürftigkeit einer in ihrer Obhut befindlichen 
Person informiert werden. Auf diesem Weg kann sei-
tens der Mitarbeiter der Abschiebungshafteinrichtun-
gen bereits vor einer Haftentlassung im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten auf die Schutzbedürftigkeit Rücksicht 
genommen werden.
3.2  Rechtsmittel gegen eine  
Inhaftierung
Im Gegensatz zu Strafgefangenen, die ein Anrecht auf 
Pflichtverteidiger haben, haben Abschiebungshäftlinge 
keinen grundsätzlichen Anspruch auf einen Rechtsbei-
stand (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin 2013a). Allerdings 
steht es den Abschiebungshäftlingen zu, Kontakt mit 
einem Rechtsbeistand aufzunehmen (§ 62a Abs. 2  
AufenthG, für Asylsuchende auch § 14 Abs. 3 Satz 2 
AsylVfG) und einen Rechtsanwalt mit einer Beschwer-
de gegen die Inhaftnahme zu beauftragen. 
3.2.1  Klageinstanzen
Gegen den Beschluss des Amtsgerichts zur Anord-
nung der Freiheitsentziehung können die Betroffenen 
innerhalb eines Monats in regulären Verfahren und 
innerhalb von zwei Wochen bei einstweiligen Anord-
nungen selbst oder über eine anwaltliche Vertretung 
Beschwerde beim Amtsgericht einreichen (§§ 63 und 
64 FamFG). Das Landgericht entscheidet über die Be-
schwerde. Im Fall einer Ablehnung der Beschwerde 
kann innerhalb eines Monats Rechtsbeschwerde beim 
Bundesgerichtshof (BGH) eingereicht werden (§ 70 
Abs. 3 Nr. 3 FamFG). Bei der Rechtsbeschwerde vor 
dem BGH ist zu berücksichtigen, dass der Beschwer-
deführer sich in diesem Verfahren von einem bzw. 
einer der 4031 am BGH zugelassenen Rechtsanwälte 
und Rechtsanwältinnen vertreten lassen muss, da für 
Verfahren der zivilrechtlichen Freiheitsentziehung 
(Abschiebungshaft ist Zivil- und keine Strafhaft) im 
Gegensatz zu Strafsachen die Vertretung nur durch 
diese Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen vorge-
sehen ist. Die Rechtsbeschwerde ist ohne Zulassung 
des Beschwerdegerichts statthaft; Rechtsanwälte legen 
diese in der Regel nur ein, wenn es um grundsätzliche 
Rechtsfragen geht. Zudem könnte infolge der langen 
Verfahrensdauer zwischenzeitlich bereits die Entlas-
31 Stand: 01.01 2014.
sung oder Abschiebung stattgefunden haben. Nur in 
Ausnahmefällen setzt der BGH die Vollziehung der 
Haftanordnung bis zur Entscheidung aus (vgl. Gra-
ebsch/Selders 2013: 89ff; vgl. auch für eine detaillierte 
Darstellung des Beschwerdeverfahrens: Winkelmann 
2012 und Köppen 2013).
3.2.2  Kosten der Rechtsberatung
Die Kosten für die erste Rechtsberatung müssen von 
den Betroffenen je nach Bundesland entweder selbst 
getragen werden oder sie werden vom jeweiligen 
Land übernommen bzw. teilweise bezuschusst. Zudem 
können die Abschiebungshäftlinge in zahlreichen 
Bundesländern Rechtsberatungsangebote durch (eh-
renamtlich tätige) Mitarbeiter von konfessionellen 
sozialen Trägern wie Caritas oder Diakonie, von Wohl-
fahrtsverbänden wie der AWO, von Nichtregierungsor-
ganisationen wie Amnesty International und Landes-
flüchtlingsräte oder von Anwaltsvereinen (kostenlos) 
in Anspruch nehmen (§ 62a Abs. 4 AufenthG; vgl. für 
Beratungsträger nach Bundesländern Anhang A1 und 
Bundestag 2012a: 59ff). 
Bei Beschwerdeverfahren gegen die Freiheitsentzie-
hung kann bei Bedürftigkeit der betroffenen Person
u. U. Verfahrenskostenhilfe nach §§ 76 ff. FamFG 
i. V. m. §§ 114 ff. der Zivilprozessordnung (ZPO) bean-
tragt werden – allerdings muss der Beschwerdeantrag 
Aussicht auf Erfolg haben (vgl. Abgeordnetenhaus 
Berlin 2013a).
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Die Unterbringung sowie der Vollzug der Abschie-
bungshaft sind in Deutschland ausschließlich Län-
dersache. Die Unterbringungsformen sowie die 
Bedingungen in den Abschiebungshafteinrichtungen 
der Länder (Stand 25. Juli 2014) unterscheiden sich 
entsprechend – von der Unterbringung in gesonderten 
Abschiebungshaftabteilungen im Rahmen der regu-
lären Justizvollzugsanstalten oder aber speziellen Ab-
schiebungshafteinrichtungen, bis hin zur Organisation 
der Besuchs- und Aufschlusszeiten. 
4.1  Formen der Abschiebungshaftein-
richtungen in Deutschland 
Anfang 2014 verfügten sechs der 16 Bundesländer 
über eine spezielle Abschiebungshafteinrichtung, die 
getrennt vom regulären Strafvollzug betrieben wird 
(vgl. Tabelle 5). Dazu gehören die Abschiebungshaft-
einrichtungen in Berlin-Köpenick, Eisenhüttenstadt 
(Brandenburg), Rendsburg (Schleswig-Holstein), der 
Polizeigewahrsam in Bremen, die Gewahrsamsein-
richtung für Ausreisepflichtige in Ingelheim am Rhein 
(Rheinland-Pfalz) und seit Anfang 2014 auch die JVA 
Mühldorf am Inn (Bayern). Das Saarland betreibt 
seit 1999 keine eigene Abschiebungshafteinrichtung 
mehr. Stattdessen werden die Abschiebungshäftlinge 
in Amtshilfe in den Abschiebungshafteinrichtungen 
anderer Bundesländer untergebracht (s. u.). 
In zehn Bundesländern gab es 2013 getrennte Abschie-
bungshaftabteilungen innerhalb des regulären Straf-
vollzugs der landeseigenen Justizvollzugsanstalten 
(JVAen). Mit der JVA Büren in Nordrhein-Westfalen 
liegt in Bezug auf das Trennungsgebot ein Sonderfall 
vor, da es sich mehrheitlich um eine spezielle Abschie-
bungshafteinrichtung handelt, in der jedoch zusätzlich 
Strafgefangene unterkommen, die zu Freiheitsstrafen 
unter 3 Monaten verurteilt wurden. 
4.1.1  Ministerielle Zuständigkeiten des Abschie- 
 bungshaftvollzugs
Auch die ministeriellen Zuständigkeiten des Abschie-
bungshaftvollzugs unterscheiden sich in den Ländern. 
In Baden-Württemberg, Hamburg, Niedersachsen, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-West-
falen, Saarland (in Kooperation mit Rheinland-Pfalz), 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein wird 
die Abschiebungshaft im Wege der Amtshilfe durch 
das Justizministerium in den Abschiebungshaftein-
richtungen vollzogen, in Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Bremen und Thüringen findet der Vollzug durch das 
Innenministerium bzw. die Innensenatsverwaltung 
und in Rheinland-Pfalz durch das Integrationsminis-
terium statt.
4.1.2  Länderübergreifende Abschiebungshaftko- 
 operationen in Amtshilfe
Per Amtshilfegesuch oder Verwaltungsvereinbarung 
können die für die Abschiebungshafteinrichtungen 
zuständigen Landesbehörden andere Bundesländer 
um Aufnahme von Abschiebungshäftlingen bitten. 
Dies kann dauerhaft oder vorübergehend geschehen. 
Dauerhafte Abschiebungshaftkooperationen bestan-
den zu Beginn des Jahres 2014 zwischen dem Saarland 
und Rheinland-Pfalz32 sowie zwischen Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und 
dem Land Brandenburg zur Nutzung der speziellen 
Abschiebungshafteinrichtung in Eisenhüttenstadt 
(Brandenburg) für weibliche Abschiebungshäftlinge 
32 Das Saarland verfügt über keine eigene Abschiebungs-
hafteinrichtung und bringt seine Abschiebungshäftlinge 
auf Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Saarland und Rheinland-Pfalz vom 20. April 1999 in 
der „Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige“ in 
Ingelheim am Rhein unter.
4 Bedingungen in den  
Abschiebungshaft- 
einrichtungen
31Bedingungen in den Abschiebungshafteinrichtungen
*  Nach einem Amtsgerichtsbeschluss (AG Mannheim 4 XIV 324/13 B) vom 25. November 2013 durften aufgrund fehlenden Brand-
schutzes in dem in der JVA Mannheim genutzten „Containerbau“ zur Unterbringung der Abschiebungshäftlinge keine Personen 
mehr in Abschiebungshaft genommen werden. Ein Teil der Abschiebungshäftlinge wurde daraufhin vorübergehend per Amtshil-
fegesuch in der Abschiebungshafteinrichtung in Rheinland-Pfalz untergebracht. Mittlerweile wäre die JVA Mannheim wieder mit 
reduzierten Haftplätzen nutzbar. Allerdings ist nach der aktuellen Rechtsprechung der Landgerichte Mannheim, Stuttgart etc. 
sowie den EuGH-Urteilen die Haft in der JVA Mannheim wegen Nichteinhaltung des Trennungsgebotes nicht mehr vollziehbar.
**  Schleswig-Holstein, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern kooperieren bei der Unterbringung weiblicher Abschiebungshäft-
linge sowie von Paaren mit der speziellen Abschiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt in Brandenburg. Seitdem Sachsen Ende 
2013 den eigenen Abschiebungshaftvollzug ausgesetzt hat, werden weibliche Abschiebungshäftlinge ebenfalls in der Abschie-
bungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt und männliche in der Abschiebungshafteinrichtung Berlin-Köpenick untergebracht. Auch 
Thüringen plant weibliche Abschiebungshäftlinge in Eisenhüttenstadt unterzubringen, nachdem bis 2013 eine Kooperation der 
Teilanstalt Reichenhain für weibliche Gefangene der JVA Chemnitz (Sachsen) bestand.
***  Das Saarland betreibt keinen eigenen Abschiebungshaftvollzug. Das Land kooperiert seit dem 20.4.1999 auf Grundlage einer 
Verwaltungsvereinbarung mit Rheinland-Pfalz und bringt seine Abschiebungshäftlinge in der dortigen speziellen Abschiebungs-
hafteinrichtung Ingelheim am Rhein unter.
Stand 31.12.2013 Abschiebungshaftabteilung in JVA* Spezielle Abschiebungshaftabteilung
Baden-Württemberg JVA Mannheim*
Bayern JVA Nürnberg und JVA München 
(beide Januar 2014 geschlossen)
JVA Mühldorf am Inn 
(seit Januar 2014)
Berlin Abschiebungshafteinrichtung Berlin Köpenick
Brandenburg Abschiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt**
Bremen Polizeigewahrsam Bremen und Ortspolizeibehörde 
Bremerhaven
Hamburg JVA Hamburg-Billwerder (Männer)**
Hessen JVA Frankfurt
Meckl.-Vorpommern JVA Bützow (Männer)**
Niedersachsen JVA Hannover
Nordrhein-Westfalen JVA Büren
Rheinland-Pfalz Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige in 
Ingelheim am Rhein
Saarland*** - -
Sachsen JVA Dresden (Männer, bis Ende 2013)
Sachsen-Anhalt JVA Volkstedt (Männer) u. JVA Halle (Frauen)
Schleswig-Holstein Abschiebungshafteinrichtung Rendsburg (Männer)**
Thüringen JVA Goldlauter (Männer)**
Tabelle 5:  Formen der Abschiebungshafteinrichtungen in den Bundesländern
sowie Paare. Paare werden in Eisenhüttenstadt zwar 
nicht gemeinsam untergebracht, jedoch können sie 
sich außerhalb der Einschlusszeiten auf dem Gelände 
der Abschiebungshafteinrichtung treffen. Vorläufige 
Abschiebungshaftkooperationen bestanden zu Beginn 
des Jahres 2014 in Amtshilfe zwischen Sachsen und 
Berlin (für männliche Häftlinge) sowie Sachsen und 
Brandenburg (für weibliche Häftlinge). Auch Thürin-
gen plant derzeit, seine weiblichen Abschiebungs-
häftlinge in Brandenburg unterzubringen, nachdem 
das Land diesbezüglich zuvor mit Sachsen kooperiert 
hatte. 
4.2  Umsetzung der EU-Rückführungs-
richtlinie in das Aufenthaltsgesetz
Seit geraumer Zeit wird diskutiert, ob eine Unterbrin-
gung in gesonderten Abschiebungshaftabteilungen im 
Rahmen des regulären Justizvollzugs in Deutschland 
zulässig ist. Hintergrund ist die Einführung der EU-
Rückführungsrichtlinie (RL 2008/115/EG). Sie gibt in 
Bezug auf die Unterbringung Folgendes vor:
„Die Inhaftierung erfolgt grundsätzlich in speziellen 
Hafteinrichtungen. Sind in einem Mitgliedstaat sol-
che speziellen Hafteinrichtungen nicht vorhanden 
und muss die Unterbringung in gewöhnlichen Haft-
anstalten erfolgen, so werden in Haft genommene 
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Drittstaatsangehörige gesondert von den gewöhnli-
chen Strafgefangenen untergebracht“ (Art. 16 Abs. 1 
RL 2008/115/EG).
Dieser Absatz wurde im deutschen AufenthG durch 
das Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union und zur Anpas-
sung nationaler Rechtsvorschriften an den EU-Visako-
dex vom 22. November 2011 umgesetzt33. So heißt es in 
§ 62a Abs. 1 Satz 1 und 2 AufenthG:
„Die Abschiebungshaft wird grundsätzlich in spe-
ziellen Hafteinrichtungen vollzogen. Sind spezielle 
Hafteinrichtungen im Land nicht vorhanden, kann 
sie in diesem Land in sonstigen Haftanstalten voll-
zogen werden; die Abschiebungsgefangenen sind in 
diesem Fall getrennt von Strafgefangenen unterzu-
bringen“.
Damit berücksichtigt die Formulierung im AufenthG 
explizit die föderale Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland, während die Rückführungsrichtlinie nur 
den Mitgliedstaat als Ganzes erwähnt. 
Am 11. Juli 2013 legten der Bundesgerichtshof (AZ: 
V ZB 40/11) und am 26. September 2013 das Landge-
richt München I (AZ: 13 T 20899/13) dem Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) in Bezug auf die Rückfüh-
rungsrichtlinie eine Frage zur Vorabentscheidung vor, 
um den möglichen Widerspruch zu klären. So lautet 
die Frage des BGH an den EuGH wie folgt:
„Ergibt sich aus Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2008 […] auch dann die 
Verpflichtung eines Mitgliedstaates, Abschiebungs-
haft grundsätzlich in speziellen Hafteinrichtungen 
zu vollziehen, wenn solche Einrichtungen nur in 
einem Teil der föderalen Untergliederungen dieses 
Mitgliedstaates vorhanden sind, in anderen aber 
nicht?“ (BGH - V ZB 40/41: 1; vgl. annähernd 
identisch den Wortlaut des Vorabentscheidungser-
suchen des LG München I: EuGH Rs. C-514/13).34
33 Dementsprechend wurde die Vollzugsregelung zur Frei-
heitsentziehung in § 422 Abs. 4 FamFG für die Fälle von 
Zurückweisungshaft oder Abschiebungshaft angepasst.
34 Die Vorlage des BGH beim EuGH erfolgte nach Art. 267 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union: 
„Der Gerichtshof der Europäischen Union entscheidet im 
Wege der Vorabentscheidung
  a) über die Auslegung der Verträge, 
In der Begründung der Vorlage des BGH wird auf der 
einen Seite darauf verwiesen, dass nach Art. 4 Abs. 2 
Satz 1 EU-Vertrag (EUV) „die Europäische Union die 
föderale Struktur der Mitgliedstaaten zu respektieren“ 
habe (BGH - V ZB 40/41: 6). Auf der anderen Seite wird 
auf den Wortlaut des Art. 16 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie 
verwiesen, wonach sich die Vorgabe explizit auf den 
„Mitgliedstaat als ganzen beziehe“ (ebd.: 7). 
In seinen Urteilen vom 17. Juli 2014 stellt der EuGH 
fest, 
„dass die in Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/115 
vorgesehene Verpflichtung, die Haft grundsätzlich 
in speziellen Hafteinrichtungen zu vollziehen, den 
Mitgliedstaaten als solche obliegt, und zwar unab-
hängig von ihrer jeweiligen Verwaltungs- oder Ver-
fassungsstruktur. Die nationalen Behörden, die die 
zur Umsetzung von Art. 16 der Richtlinie 2008/115 
erlassenen nationalen Rechtsvorschriften anzuwen-
den haben, müssen daher in der Lage sein, die Haft 
in speziellen Hafteinrichtungen zu vollziehen. […] 
Diese Auslegung von Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/115 bedeutet aber nicht, dass ein Mitglied-
staat, der wie die Bundesrepublik Deutschland föde-
ral strukturiert ist, verpflichtet wäre, in jeder föde-
ralen Untergliederung spezielle Hafteinrichtungen 
zu errichten. Es muss jedoch insbesondere durch 
Vereinbarungen über die Verwaltungszusammen-
arbeit sichergestellt werden, dass die zuständigen 
Behörden einer föderalen Untergliederung, die nicht 
über solche Hafteinrichtungen verfügt, die abzu-
schiebenden Drittstaatsangehörigen in speziellen 
Hafteinrichtungen in anderen föderalen Unterglie-
derungen unterbringen können“ (EuGH 2014).
 b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen 
der Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der 
Union, 
 Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitglied-
staats gestellt und hält dieses Gericht eine Entscheidung 
darüber zum Erlass seines Urteils für erforderlich, so 
kann es diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung 
vorlegen. Wird eine derartige Frage in einem schwe-
benden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht 
gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit 
Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten 
werden können, so ist dieses Gericht zur Anrufung des 
Gerichtshofs verpflichtet. Wird eine derartige Frage in 
einem schwebenden Verfahren, das eine inhaftierte Per-
son betrifft, bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, 
so entscheidet der Gerichtshof innerhalb kürzester Zeit.“
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Dem Mitgliedstaat ist es zudem auch dann nicht 
erlaubt, den Drittstaatsangehörigen zur Sicherung 
der Abschiebung in einer gewöhnlichen Haftanstalt 
gemeinsam mit gewöhnlichen Strafgefangenen unter-
zubringen, wenn er in diese Unterbringung einwilligt 
(EuGH 2014, Rechtssache „Pham“). 
Die zuständigen Ministerien werden in Folge der Eu-
GH-Urteile prüfen, welche Konsequenzen diese Urteile 
auf die Vollzugspraxis der Abschiebungshaft auf Län-
derebene hat. Zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieser 
Studie (Stand: 25. Juli 2014) waren noch keine kon-
kreten Maßnahmen getroffen. Mehrere Bundesländer 
stießen jedoch bereits vor der Urteilsverkündung 
Veränderungen bei ihrer landeseigenen Abschiebungs-
haftpraxis an, wie im folgenden Kapitel dargelegt wird. 
4.3  Entwicklungen auf Landesebene
Sowohl die Umsetzung der EU-Rückführungsrichtlinie 
in nationales Recht als auch sich darauf beziehende 
Amts- und Landgerichtsurteile zur Entlassung von 
Abschiebungshäftlingen sowie die Vorlagen beim 
EuGH haben einzelne Bundesländern bereits vor dem 
EuGH-Urteil zu Veränderungen bei der Unterbringung 
veranlasst. Neben den Ländern, die bereits vor Befas-
sung des EuGH spezielle Abschiebungshafteinrich-
tungen eingerichtet hatten, sind hier insbesondere die 
Entwicklungen in Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachen, Sachsen und Schleswig-Holstein zu 
nennen.
Im November 2013 wurde in Bayern damit begonnen, 
die JVA Mühldorf zu einer speziellen Abschiebungs-
hafteinrichtung umzubauen. Seit Januar 2014 wird sie 
als solche genutzt. Zuvor wurden in Bayern Abschie-
bungshäftlinge auf Grundlage von § 422 Abs. 4 FamFG 
grundsätzlich getrennt von den Strafgefangenen in 
Justizvollzugsanstalten untergebracht. Die Unter-
bringung in den bisherigen JVA-Abschiebungshaftab-
teilungen wurde Anfang Januar 2014 weitestgehend 
beendet, wobei das Bayerische Staatsministerium für 
Justiz (StMJ) für männliche Abschiebungshäftlinge in 
der JVA Nürnberg in der gesonderten Abteilung für 
Abschiebungsgefangene weiterhin Abschiebungshaft-
plätze „zur Vermeidung von Kapazitätsengpässen“ 
vorhält (StMI Bayern 2014: 42). In der überarbeiteten 
Verwaltungsvorschrift des Bayerischen Staatsminis-
teriums des Innern, für Bau und Verkehr zum Auslän-
derrecht (BayVVAuslR) vom 3. März 2014 heißt es, dass 
sich im Vorfeld der Umstrukturierung Entlassungen 
aus den bayerischen Abschiebungshafteinrichtungen 
sowie Ablehnungen von Anträgen auf Anordnung der 
Abschiebungshaft durch bayerische Gerichte gehäuft 
hätten, die sich in ihrer Urteilsbegründung auf die 
beim EuGH vorliegende BGH-Frage zum Trennungs-
gebot bezogen (BayVVAuslR 2014: 1.62a). 
In Mecklenburg-Vorpommern wurde der Vollzug der 
Abschiebungshaft in der JVA Bützow vom Innenmi-
nisterium des Landes zu Beginn des Jahres 2014 in 
Frage gestellt. Auch aufgrund der möglichen Unver-
einbarkeit der Unterbringung von Abschiebungs-
häftlingen in getrennten Abschiebungsabteilungen 
im regulären Strafvollzug mit der EU-Rückführungs-
richtline (2008/115/EG) lässt das Ministerium derzeit 
männliche Abschiebungshäftlinge in der speziellen 
Abschiebungshafteinrichtung in Brandenburg unter-
bringen, wie es für weibliche Abschiebungshäftlinge 
bereits der Fall war. Es wird zudem geprüft, ob eine 
langfristige Zusammenarbeit zwischen Mecklenburg-
Vorpommern und dem Land Brandenburg mit seiner 
speziellen Abschiebungshafteinrichtung auch bei der 
Unterbringung männlicher Abschiebungshäftlinge 
eingegangen werden soll (vgl. Landtag Mecklenburg-
Vorpommern 2014a: 2f.).
Nach den niedersächsischen Landtagswahlen vom 20. 
Januar 2013 und dem Wechsel von einer CDU-FDP-
Regierung zu einer Regierungskoalition zwischen SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen wurde die Beendigung 
der Unterbringung in der JVA Hannover und die Um-
wandlung der Abteilung Langenhagen zu einer spezi-
ellen Abschiebungshafteinrichtung beschlossen. Zu-
sätzlich wurde eine Arbeitsgemeinschaft eingerichtet, 
die „Empfehlungen zur Neuausrichtung des Vollzuges 
der Abschiebungshaft erarbeiten soll“. Zudem sei es das 
„langfristige Ziel“, die „Abschiebungshaft abzuschaffen 
oder gänzlich zu vermeiden“ (Niedersächsische Staats-
kanzlei 2014: 23).
Im Dezember 2013 wurden wiederum in Sachsen 
die landeseigenen Abschiebungshaftabteilungen in 
den Justizvollzugsanstalten geschlossen und Ko-
operationen beim Abschiebungshaftvollzug mit der 
Abschiebungshafteinrichtung in Berlin-Köpenick für 
männliche Abschiebungshäftlinge und der Abschie-
bungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt in Branden-
burg für weibliche Abschiebungshäftlinge beschlossen 
(Sächsischer Flüchtlingsrat o. A.).
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In Schleswig-Holstein wollen sich laut Koalitions-
vertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen sowie 
dem Südschleswigschen Wählerverband die Koa-
litionspartner der 2012 neu ins Amt gekommenen 
Landesregierung für eine bundesweite Abschaffung 
der Abschiebungshaft einsetzen (SPD/Bündnis 90/
Die Grünen/SSW 2012: 55). Solange dies nicht erreicht 
ist, soll mittelfristig auf Landesebene die spezielle 
Abschiebungshafteinrichtung Rendsburg geschlossen 
werden. Die Unterbringung in einer JVA wird nicht 
gestattet. Jugendliche unter 18 Jahren sollen generell 
nicht mehr in Abschiebungshaft genommen werden. 
Die bestehende Kooperation mit der speziellen Ab-
schiebungshafteinrichtung im brandenburgischen 
Eisenhüttenstadt – für weibliche Inhaftierte – wird 
vorerst fortgeführt (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/SSW 
2012: 55).
Veränderungen bei der Unterbringung von Abschie-
bungshäftlingen, die sich in Folge der EuGH-Urteile 
vom 17. Juli 2014 ergeben könnten, konnten aufgrund 
des Zeitpunkts der Fertigstellung dieser Studie nicht 
berücksichtigt werden. 
4.4  Bedingungen in den Abschiebungs-
hafteinrichtungen der Länder
Das Aufenthaltsgesetz und die zugehörige Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift bilden den bundesrechtlichen 
Rahmen für die Unterbringung von Abschiebungs-
häftlingen. Der Vollzug obliegt den Ländern. In einigen 
Ländern finden sich entsprechende Erlasse und ergän-
zende Verwaltungsvorschriften, in anderen Ländern 
nicht. Konsequenz der föderalen Struktur ist, dass sich 
die Bedingungen in den Abschiebungshafteinrich-
tungen der Länder in einigen Aspekten voneinander 
unterscheiden und nur begrenzt verallgemeinerbare 
Aussagen möglich sind. Deutlich wird dies etwa bei 
den in den einzelnen Abschiebungshafteinrichtungen 
gestatteten Besuchsmöglichkeiten und -häufigkeiten 
(vgl. Tabelle 6). Inwieweit sich aufgrund der EuGH-Ur-
teile (s. o.) die Bedingungen in den einzelnen Abschie-
bungshafteinrichtungen der Bundesländer verändern, 
bleibt abzuwarten. 
Im Folgenden findet sich in Tabelle 7 eine zusammen-
fassende Darstellung weiterer Bedingungen in der 
Abschiebungshaft sowie entsprechende rechtliche 
Rahmenbedingungen auf Bundes- sowie auf Ländere-
bene – sofern es entsprechende Vorgaben gibt (s. auch 
detaillierte Darstellung auf Länderebene im Anhang 
A1).
Tabelle 6:  Besuchsmöglichkeiten in den Abschiebungshafteinrichtungen der Länder
Quellen: u. a. Deutscher Bundestag 2012a+b, Baumann 2013, Pro Asyl 2013 (s. im Detail Anhang 1)
 Stand: 31.12.2013 Besuchsmöglichkeit und -häufigkeit
Baden-Württemberg (JVA Mannheim) wöchentlich
Bayern (JVA München, bis Januar 2014) 4 Std. pro Monat, aufteilbar
Berlin (Abschiebungshafteinrichtung Berlin-Köpenick ) tägl. pro Besucher 1 Std., ggf. auch länger
Brandenburg (Abschiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt) ohne Beschränkung während der Aufschlusszeiten
Bremen (Polizeigewahrsam Bremen) täglich von 14:30-18:30 Uhr, mind. 30 Min.
Hamburg (JVA Hamburg-Billwerder, Männer) Mehrfachbesuche pro Woche; wöchentlich bis zu 6 Std.
Hessen (JVA Frankfurt) 1x die Woche
Mecklenburg-Vorpommern (JVA Bützow, Männer) Mehrfachbesuche pro Woche möglich
Niedersachsen (JVA Hannover) Mehrfachbesuche pro Woche möglich
Nordrhein-Westfalen (JVA Büren) während der Besuchszeiten uneingeschränkt
Rheinland-Pfalz (Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige 
Ingelheim am Rhein)
richtet sich nach Aufkommen, Besuche auch mehrfach
i. d. Woche möglich
Sachsen (JVA Chemnitz, bis Dez. 2013, Frauen) 6 Std. pro Monat, aufteilbar
Sachsen-Anhalt (JVA Volkstedt) 2x pro Monat 1 Std.
Schleswig-Holstein (Abschiebungshafteinrichtung Rendsburg) mehrmals in der Woche + am Wochenende
Thüringen (JVA Goldlauter) 2x pro Monat 1,5 Std. o. bei weiter Anreise der Besucher 1x 3 Std.
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Tabelle 7:  Bedingungen in den Abschiebungshafteinrichtungen –Teil I (Stand 31.12.2013) 
Bedingungen in den Abschie- 
bungshafteinrichtungen*
Haftbedingungen Gesetzliche Rahmenbedingungen
Quadratmeter pro Person Generell: Keine m² pro Person festgelegt – auch 
nicht für den regulären Strafvollzug. In einem 
BVG-Urteil (1 BvR 409/09) vom 22.02.2011  
wird lediglich festgelegt, dass 8 m² und ein 
Rauminhalt von 20 m³ (inkl. Toilette) für zwei 
Inhaftierte nicht ausreichend sind.
Bsp. AHE Rendsburg: Einzelhaftraum: 5,93 m² - 
9,43 m²; Doppelhaftraum: 10,24 m² - 13,48 m²
Keine
Anzahl Personen pro Zelle In der Regel Ein- oder Zweibettzellen, aller-




I. d. R. keine gemeinsame Inhaftierung sondern 
Inhaftnahme nur eines Elternteils (meist der 
Mann). In der JVA Büren (Nordrhein-Westfalen) 
und in Berlin befinden sich „Familienzimmer“.
§ 62a Abs. 1 Satz 3 und 4 AufenthG: „Werden 
mehrere Angehörige einer Familie inhaftiert, 
so sind diese getrennt von den übrigen Ab-
schiebungsgefangenen unterzubringen. Ihnen 




Alleinstehende Frauen/Männer werden ge-
trennt voneinander untergebracht.
Für das Flughafenverfahren, s. AVwVAufenthG 
65.2: „Die Unterkunft muss eine nach Ge-




In vielen Abschiebungshafteinrichtungen ge-
nerell keine Unterbringung von Minderjährigen 
sondern Kooperation mit Jugendeinrichtungen; 
ansonsten oft keine Trennung vorgesehen; nur 
in einzelnen Abschiebungshafteinrichtungen 
getrennte Jugendeinrichtung (z. B. Hessen u. 
Schleswig-Holstein).
Keine bundesweiten Vorgaben; In einzelnen 
Bundesländern Erlasse mit Bezug zur Unter-
bringungen von begleiteten und unbegleiteten 
Minderjährigen, z. B. Erlass Nr. 11/2013: Aus-
länderrecht Brandenburg; 
Aufenthalt im Freien In den meisten Abschiebungshafteinrichtungen 
täglich 1-1,5 Std. Hofgang.
Keine
Besuchserlaubnis Von 4 Std pro Monat (JVA München), über 
mehrmalig pro Woche (JVA Hamburg), bis ganz-
tägig uneingeschränktem Besuchsrecht (Ab-
schiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt). 
Ländererlasse und Hausordnungen der jeweili-
gen Abschiebungshafteinrichtungen (JVAen) 
Kontaktmöglichkeiten außerhalb 
der Abschiebungseinrichtung
In allen Abschiebungshafteinrichtungen wird 
Abschiebungsgefangenen Kontakt zu Rechts-
anwälten, Familienangehörigen, NGOs u. Kon-
sularbehörden gewährt. 
Telefone stehen zur Verfügung, sind allerdings
in der Regel kostenpflichtig; 
Handynutzung ist in Rheinland-Pfalz, Berlin, 
Brandenburg u. Schleswig-Holstein erlaubt (al-
lerdings nur ohne Foto- u. Aufnahmefunktion). 
Internet nur in Schleswig-Holstein und Bremen.
§ 62a Abs. 2 AufenthG: „Den Abschiebungsge-
fangenen wird gestattet, mit Rechtsvertretern, 




Keine institutionellen Bildungsangebote in der 
Haft; vereinzelt Kursangebote durch Sozialar-
beiter oder ehrenamtl. Träger; In mehreren 
Abschiebungshafteinrichtungen finden sich Bi-
bliotheken; In der JVA Büren (NRW) gibt es die 
Möglichkeit an Deutschkursen teilzunehmen.
Keine
Freizeitmöglichkeiten Fast alle Abschiebungseinrichtungen bieten 
Fernsehen, Tischtennis u. Brettspiele + Fußball 
u. Basketball während des Hofgangs; Mehrfach 
auch Zugang zu Fitnessräumen, Kicker, DVD- 
u./o. Videospielausleihe.
Keine
Ausgang außerhalb der 
Abschiebungseinrichtung
Kein Freigang außerhalb der Abschiebungs-
hafteinrichtungen, da es sich um geschlossene 
Einrichtungen handelt.
AVwVAufenthG 62.0.6: „Für Ausgang, Beurlau-
bung, Freigang aus der Abschiebungshaft oder 
Unterbringung im offenen Vollzug ist nach dem 
Gesetzeszweck kein Raum.“
Einschlusszeiten in den Zellen In einigen Abschiebungshafteinrichtungen nur 
nachts (z. B. 22:00-07:00 Uhr), bei anderen ab 
dem frühen Abend (z. B. 18:00-08:00) o. auch 
mehrfach zusätzlich stundenweise Einschluss.
Keine
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Quellen: Deutscher Bundestag 2012a+b, div. Ländererlasse, Baumann 2013, Pro Asyl 2013 und ca. 40 weitere Bundes- und Landes-
drucksachen, Studien und Selbstbeschreibungen der Abschiebungshafteinrichtungen (s. Anhang 1). 
* s. detaillierte Darstellung im Anhang 1; 
Tabelle 7:  Bedingungen in den Abschiebungshafteinrichtungen – Teil II (Stand 31.12.2013)
Zugang und Kosten der 
Rechtsberatung
Zugang zu Rechtsberatung wird in allen 
Abschiebungshafteinrichtungen gewährt, aller-
dings nur in wenigen Ländern kostenfrei und 
durch das Land finanziert (Brandenburg, Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen); Rheinland-Pfalz  
gewährt finanzielle Teil-Unterstützung; Ansons-
ten bieten oft NGOs kostenfreie Rechtsbera-
tung. 
Zugang zur Rechtsberatung: § 62a Abs. 2, 4 u. 5 
AufenthG und speziell Asylsuchende: § 14 Abs. 2 
Satz 2 AsylVfG; 
Kostenübernahme: Keine bundeseinheitliche 
Regelung, allerdings teilweise bei Bedürftigkeit 
außerhalb eines gerichtlichen Verfahrens über 
Beratungshilfegesetz (BerHG) u. im gerichtli-
chen Verfahren nach § 76 ff. FamFG i.V.m. §§ 
114 ff. der Zivilprozessordnung (ZPO) möglich.
Einsatz von Dolmetschern Bei Verständigungsschwierigkeiten werden 
entweder mehrsprachige Mitgefangene um 
Übersetzung gebeten o. im Bedarfsfall Dolmet-
scher herangezogen. Richterlich angeordnete 
Haftverlängerungen o. -entlassungen müssen 
zwingend in einer dem Häftling geläufigen 
Sprache übersetzt werden. Bei Vorliegen ent-
sprechender finanzieller Mittel kann auf eigene 
Kosten ein Dolmetscher hinzugezogen werden.
Vor Gericht: § 420 FamFG Abs. 1 Satz 1: „Das 
Gericht hat den Betroffenen vor der Anordnung 
der Freiheitsentziehung persönlich anzuhören.“ 
Und: „Bei Betroffenen, die der deutschen Spra-
che nicht mächtig sind, ist regelmäßig nach 
§ 81 Abs. 1 Satz 2 FamFG anzuordnen, dass von 
der Erhebung von Dolmetscherkosten abzuse-
hen ist“ (BGH, 04.03.2010 - V ZB 222/09). Auch 
§ 17 AsylVfG.
Zugang zu medizinischer 
Betreuung
In der Mehrzahl der Abschiebungshaftein-
richtungen (insb. in den JVAs) sind Ärzte u./o. 
Krankenpflegedienste vor Ort – teilweise mit 
einer eigenen Krankenabteilung oder aber 
stundenweise pro Tag; Darüber hinaus können 
bei Bedarf externe Ärzte konsultiert werden, 
allerdings ist eine ärztliche Untersuchung i. d. 
R. nicht eigenständig initiierbar, sondern bedarf 
einer Genehmigung der Einrichtungsleitung.
Für Asylsuchende, ausreisepflichtige Personen  
sowie Personen, denen die Einreise (noch) nicht 
gestattet ist, § 4 Satz 1 AsylbLG: „Zur Behand-
lung akuter Erkrankungen und Schmerzzustän-
de sind die erforderliche ärztliche und zahnärzt-
liche Behandlung einschließlich der Versorgung 
mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger 
zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung 
von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erfor-
derlichen Leistungen zu gewähren.“
Bedingungen für besonders 
Schutzbedürftige
Generell: In vielen Abschiebungshafteinrichtun-
gen Zugang zu Sozialarbeitern u. Ärzten am Tag
Unbegleitete Minderjährige: Auf Wunsch 
Einzelunterbringung (z. B. Brandenburg); teilw. 
Jugendvollzug (z. B. Hessen) 
Familien: In einzelnen Abschiebungshafteinrich-
tungen sog. „Familienzimmer“, mit „altersge-
rechtem Spielzeug und Schlafmöglichkeiten“
Alleinerziehende (geschlechtsunspezifisch): In 
einigen Bundesländern grundsätzlich keine 
Inhaftnahme bzw. besondere Auflagen, wie in 
Rheinland-Pfalz, wo „die Betreuung der Kinder 
sichergestellt“ sein muss 
Schwangere (und stillende) Frauen: „Einzelunter-
bringung mit ärztlicher Betreuung“ (Branden-
burg) o. Verlegung ab 7. Schwangerschafts-
monat in Frauen-JVA mit „gynäkologischer 
Betreuung“ (Bayern) 
Frauen: In Sachsen bis 2013 im geschlossenen 
Vollzug f. Frauen getrennt von weibl. Straf-
gefangenen. Aufgrund geringer Fallzahlen: 
isolationsähnliche Zustände. Mit Einverständnis 
konnten sie an Veranstaltungen mit Strafgefan-
genen teilnehmen 
Menschen mit Behinderung: Einige Abschie-
bungshafteinrichtungen sind barrierefrei (z. B. 
Hessen u. Sachsen); Ansonsten grundsätzlich 
nur in Ausnahmefällen in Haft 
Ältere Menschen: Über 65-Jährige sollen grund-
sätzlich nicht in Haft genommen werden
Grundsätzliche Bestimmungen: 
EU-RL 2013/33/EU u. RL 2008/115/EG
Unbegleitete Minderjährige und Familien: 
(§ 62 Abs. 1 Satz 3 AufenthG u. AVwV-AufenthG 
62.0.5; auf Länderebene u. a. BayVVAuslR 
1.62a, Anwendungshinweise § 62 AufenthG 
Rheinland-Pfalz (Az.: 19 344/725), AHaftRL 
NRW 2009, VwV Asyl/Rückführung Nr. 3.6.7.1 
Baden-Württemberg
Alleinerziehende (geschlechtsunspezifisch):  
auf Länderebene u. a. AHaftRL NRW 2009, 
Erlass e13-05-01 Bremen, Anwendungshin- 
weise § 62 AufenthG Rheinland-Pfalz
Schwangere (und stillende) Frauen:  
AVwV-AufenthG 62.0.5; auf Länderebene u. a. 
AHaftRL NRW 2009
Frauen: s. o.
Menschen mit Behinderung: 
auf Länderebene u. a. AHaftRL NRW 2009
Ältere Menschen: 
62.0.5 AVwVAufenthG
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Konkret in Bezug auf die Abschiebungshaft kritisiert 
die AG Rück eine fehlende Effizienz des Zwangsinstru-
ments Abschiebungshaft und führt dies auf „die hohen 
rechtlichen Anforderungen und z. T. Verfahrensvor-
gaben“ für die Abschiebungshaftanordnung zurück 
(Clearingstelle Trier 2011: 12).
Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter, deren 
Einrichtung auf dem Zusatzprotokoll zum Überein-
kommen der Vereinten Nationen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe beruht und deren Auftrag 
es ist, regelmäßig Orte der Freiheitsentziehung auf-
zusuchen und jährlich der Bundesregierung, den 
Landesregierungen, dem Deutschen Bundestag und 
den Länderparlamenten Bericht zu erstatten, hebt in 
ihrem Jahresbericht 2013 zahlreiche Unterbringungs-
bedingungen in Abschiebungshafteinrichtungen 
positiv hervor. Darunter fallen Aspekte wie lange Auf-
schlusszeiten, umfassende Besuchszeiten, vielfältige 
Beschäftigungs- und Freizeitprogramme, Weiterbil-
dungsmöglichkeiten, ganztätige Möglichkeiten zum 
Aufenthalt im Freien, Zugang zum Internet oder der 
Gebrauch von eigenen Mobiltelefonen. In einem Fall 
wird positiv beschrieben, dass die Hafträume über 
baulich vom Rest des Raumes abgetrennte Toiletten 
und die Gemeinschaftsduschen über Zwischenwände 
verfügen, was laut Evaluationsbericht in den anderen 
Abschiebungshafteinrichtungen nicht der Fall ist. 
Aber auch die Unterbringung in getrennten Abtei-
lungen der Justizvollzugsanstalten bringt laut Jahres-
bericht einige positive Aspekte gegenüber speziellen 
Abschiebungshafteinrichtungen mit sich. Demnach: 
„[…] kann der Vollzug von Abschiebungshaft in 
Justizvollzugsanstalten Vorteile mit sich bringen, 
wie beispielsweise eine gute Infrastruktur, die von 
der Abschiebungshaft mit genutzt werden kann. So 
sind in Justizvollzugsanstalten die Fachdienste (v. a. 
Ärztinnen bzw. Ärzte und Psychologinnen bzw. Psy-
chologen) vor Ort, oft ist zudem ein gutes Angebot 
an Freizeit- und Beschäftigungsmöglichkeiten vor-
handen. Auch eine größere Nähe der Abschiebungs-
häftlinge zu ihren Angehörigen wird in vielen Fällen 
durch die Unterbringung in einer Justizvollzugsan-
stalt ermöglicht“ (Nationale Stelle zur Verhütung 
von Folter 2014: 22).
Kritisch werden von verschiedenen Organisationen 
insbesondere die mit der Unterbringung in JVAen 
4.5  Kurzer Überblick zur Diskussion über 
verschiedene Aspekte von Abschie-
bungshaft 
Die unterschiedlichen Inhaftierungsformen (in 
speziellen Abschiebungshafteinrichtungen oder Jus-
tizvollzugsanstalten), die Inhaftierung bestimmter 
Personengruppen oder die Unterschiede bei den 
Haftbedingungen werden z. T. kritisch debattiert. Ent-
sprechend äußern sich insbesondere Flüchtlings- und 
Menschenrechtsorganisationen wie Pro Asyl, Flücht-
lingsräte, die Humanistische Union und der Deutsche 
Anwaltsverein, konfessionelle Träger wie der Jesuiten 
Flüchtlingsdienst, die Diakonie und Caritas sowie 
politische Parteien, hier insbesondere Bündnis 90/Die 
Grünen, Die Linke sowie die Piratenpartei. 
So wird von einigen Akteuren z. B. die Obergrenze der 
möglichen Abschiebungshaftdauer von sechs bzw. 
18 Monaten als unverhältnismäßig kritisiert (Weber/
Selder 2013, Cremer 2011, Diakonie 2011). Eine Initia-
tive des Landes Berlin im Bundesrat, die Höchstdauer 
der Abschiebungshaft auf sechs Monate zu begrenzen, 
fand jedoch keine Mehrheit (Bundesrat 2011: 2). In 
anderen Studien und Berichten werden wiederum ver-
schiedene Bedingungen in einzelnen Abschiebungs-
hafteinrichtungen behandelt (vgl. Nationale Stelle zur 
Verhütung von Folter 2014, Habbe 2014, Pelzer/Sextro 
2013, Weber/Selders 2013, Flüchtlingsrat Branden-
burg/Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein/Humanisti-
sche Union 2013, FRA 2012, Human Rights Council 
2012, Sextro/Nissen 2012, Diakonie 2011).
Daneben kritisiert die Bund-Länder-Arbeitsgemein-
schaft „Rückführung“ (AG-Rück), an der Vertreter 
des Innen- und Außenministeriums des Bundes, der 
Innenministerien der Länder, sowie der Bundespolizei 
und des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
teilnehmen, in einem Bericht aus dem Jahr 2011 die 
Quote der tatsächlich abgeschobenen Personen. Dem-
nach bestünden zahlreiche „Vollzugsdefizite“ bei aus-
reisepflichtigen Drittstaatsangehörigen, 
„die sowohl dem innerorganisatorischen Bereich 
zuzurechnen sind, bei der Rechtsanwendung ent-
stehen, im mangelnden Vollzugswillen und der Voll-
zugsvereitelung zu suchen sind, ihre Ursache in der 
Identitätsklärung und Beschaffung von Passersatz-
papieren […] finden und schließlich dem mangeln-
den Kooperationsverhalten der Herkunftsstaaten 
geschuldet sind“ (Clearingstelle Trier 2011: 3). 
38 Bedingungen in den Abschiebungshafteinrichtungen
strukturell bedingten Freiheitsbeschränkungen ge-
wertet (vgl. Nationale Stelle zur Verhütung von Folter 
2014: 22). Auch in den Gesprächen mit einzelnen für 
die Abschiebungshaft zuständigen Ministerien der 
Länder, die im Rahmen dieser Studie geführt wurden, 
wurde deutlich gemacht, dass gerade in den Abschie-
bungshaftabteilungen, die den JVAen angegliedert 
sind, nur sehr eingeschränkt Hafterleichterungen 
gegenüber dem regulären Strafvollzug ermöglicht 
werden können. Begründet wird dies mit der Nähe 
zu den regulären Strafgefangenen, denen gegenüber 
nicht vertretbar sei, Abschiebungsgefangenen spezielle 
bzw. erleichterte Haftbedingungen zu gewähren, u. a. 
aus Gründen der allgemeinen Anstaltssicherheit. 
Die Unterbringung in speziellen Abschiebungshaft-
einrichtungen kann in jenen Ländern, die bestimmte 
Personengruppen oder alle Abschiebungshäftlinge  
in anderen Ländern unterbringen mit sich bringen, 
dass sich für Angehörige und Freunde lange Besuchs-
anfahrten ergeben oder aufgrund von aufenthalts-
räumlichen Beschränkungen (Residenzpflicht) ein  
Besuch nur unter erschwerten Bedingungen möglich 
ist. Auch Rechtsanwälte, die einen Abschiebungshäft-
ling beraten und vertreten, müssen im Fall einer Ver-
legung die größere räumliche Distanz hinnehmen 
(Habbe 2014: 5). 
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Zweck der Haft ist es, die zwangsweise Durchsetzung 
der Ausreisepflicht zu sichern. Die Abschiebungshaft 
darf nur als Ultima Ratio – also letztes Mittel – ange-
wendet werden. Mildere Mittel müssen für eine 
Anwendung jedoch ausreichend geeignet sein, die 
Abschiebung zu sichern. 
Welche Gründe im Einzelnen die zuständigen Behör-
den zur Inhaftnahme eines ausländischen Staatsange-
hörigen zum Zwecke der Abschiebung veranlassen, ist 
in Kapitel 3.2 dokumentiert, wobei das Vorliegen von 
Haftgründen eine Alternative zur Inhaftnahme nicht 
ausschließt, wenn dem Haftgrund (z. B. eine Entzie-
hungsabsicht) auch auf andere Weise (z. B. durch eine 
Ordnungsverfügung nach § 46 Abs. 1 AufenthG) hin-
reichend Rechnung getragen werden kann. 
Darüber hinaus werden den betroffenen Personen im 
Falle einer Abschiebung sowohl die Haft- als auch die 
Abschiebungskosten in Rechnung gestellt (§§ 66 Abs. 1 
und 67 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). „Die Begleichung der oft 
hohen Summe ist Voraussetzung für eine Wiederein-
reise, auch nach Ablauf der Sperre“ (Selders 2013: 18).35 
Den Aussagen von Mitarbeitern zuständiger Behörden 
im Rahmen dieser Studie zufolge, würden neben der 
Abschiebungsandrohung insbesondere die Unterrich-
tung der ausreisepflichtigen Personen über die Lang-
fristfolgen einer Abschiebung (Wiedereinreisesperre 
und Kostenübernahme) oftmals bereits zu ihrer eigen-
ständigen Ausreise führen. Dies gelte im Besonderen 
35 Eine Ausnahme bzgl. der Kostenübernahme stellt das 
Überstellungsverfahren im Rahmen der Dublin-III-
Verordnung dar. Demnach hat der überstellende Mit-
gliedstaat die Kosten für die Überstellung zu tragen: „Die 
Überstellungskosten werden nicht den nach dieser Ver-
ordnung zu überstellenden Personen auferlegt“  
(Art. 30 Abs. 3 VO (EU) Nr. 604/2013).
für Drittstaatsangehörige aus direkten Nachbarstaaten 
der EU.
Im Folgenden werden die Rahmenbedingungen von 
Alternativen zur Inhaftnahme dargestellt, wobei es 
an dieser Stelle nicht um Maßnahmen geht, die die 
freiwillige Ausreise bzw. Rückkehr zum Ziel haben, 
sondern unter Hinzuziehung von Zwangsmaßnahmen 
und Auflagen weniger stark in das Freiheitsrecht ein-
greifen, als dies durch die Inhaftierung der Fall ist.
5.1  Alternativen zur Inhaftnahme
Das Aufenthaltsgesetz sowie die entsprechende Allge-
meine Verwaltungsvorschrift geben einige Rahmen-
bedingungen für mögliche Alternativen zur Abschie-
bungshaft vor. Darüber hinaus finden sich in einigen 
Bundesländern Erlasse, Richtlinien sowie Planungen, 
die die im AufenthG sowie in der AVwVAufenthG be-
schriebenen Alternativen ergänzen, wie aus Tabelle 8 
ersichtlich wird. 
5 Legislativer und institutionel-
ler Rahmen der Alternativen 
zur Inhaftnahme
40 Legislativer und institutioneller Rahmen der Alternativen zur Inhaftnahme
Tabelle 8:  Anwendung und Organisation der Alternativen zur Abschiebungshaft
Quelle: AufenthG, AVwVAufenthG, JRS 2011, Innenministerium Schleswig-Holstein 2014, AHaftRL NRW 2009, Erlass Nr. 11/2013: 
Ausländerrecht Brandenburg, Erlass e13-05-01 Bremen. 
Alternativen zur  
Abschiebungshaft






Meldeauflagen 1) Die Verpflichtung, sich zur Aufenthalts-
überwachung regelmäßig bei der Ausländer-
behörde zu melden.
2) Ausländerbehörde muss benachrichtigt 
werden, wenn Bezirk f. mehr als 3 Tage 
verlassen wird.
1) Von zuständiger Behörde bestimmte 
Personen
2) Alle ausreisepflichtigen Personen
1) § 46 Abs. 1 AufenthG und 
46.1.4.1 AVwVAufenthG
2) § 50 Abs. 4 
AufenthG
Verpflichtete Abgabe 
des Passes bzw. der  
Reisedokumente
Ausländerbehörde behält den Pass einer 
ausreisepflichtigen Person bis zum Moment 
der Ausreise ein. Polizeien der Länder u. Bun-
despolizei können Pass sicherstellen u. bei 
Übergabe der Grenzübertrittsbescheinigung 
bei der Ausreise wieder aushändigen; beglau-
bigte Passkopie wird der ausreisepflichtigen 
Person ausgehändigt.
Alle ausreisepflichtigen Personen, außer 
Angehörige der im Anhang 2 zur VO (EG) 
Nr. 539/2001 gehörigen Staatsbürger  
sowie von der Visumpflicht befreite Staats-
bürger der sog. „Positivstaaten“
(Abl. EU 2001 Nr. L 81 S. 1). 






1) Beschränkung auf das Bundesland
2) Verpflichtung, den Wohnsitz an einem von 
der Ausländerbehörde bestimmten Ort oder 
in einer bestimmten Unterkunft zu nehmen.
3) Beschränkung auf den Bezirk der zuletzt 
zuständigen Ausländerbehörde
4) Unterbringung in einer „Ausreiseeinrich-
tung“ (Bayern, Niedersachen, Schleswig-
Holstein)
1) Alle ausreisepflichtigen Personen
2) Alle ausreisepflichtigen Personen
3) Bei gescheiterter Zurück- o. Abschie-
bung
4) Ausreisepflichtige in den drei Ländern, 
sofern Kapazitäten vorhanden
1) § 61 Abs. 1 Satz 1 
AufenthG
2) § 46 Abs. 1 AufenthG 
und 46.1.4.4 AVwVAuf-
enthG
3) § 61 Abs. 1a i. V. m. § 60a 
Abs. 2a AufenthG
4) § 61 Abs. 2 AufenthG
Kaution 1) Verpflichtung, betragsmäßig zu bezeich-
nende Mittel, die nicht für die Sicherung des 
absoluten Existenzminimums erforderlich 
sind, für die Finanzierung der Rückkehr 
anzusparen und hierzu auf ein von der 
Ausländerbehörde eingerichtetes Sperrkonto 
einzuzahlen.
2) Seit Ende 2013 soll in Brandenburg u. a. 
geprüft werden, ob als mildere Maßnahme 
nicht auch „die Vereinbarung von Sicherheits-
leistungen oder Garantien durch Vertrauens-
personen“ in Frage kommen (ähnlich Bremen)
1) Von zuständiger Behörde bestimmte 
Personen
2) Nicht näher bestimmt
1) § 46 Abs. 1 AufenthG 
und 46.1.4.3 
AVwVAufenthG




Elektronische Fußfesseln In Schleswig-Holstein wird die Einführung 
einer „elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung“ angedacht, wobei nicht ausschließlich 
die „elektronische Fußfessel“ gemeint ist, 
sondern z. B. auch die „Verpflichtung zur 
telefonischen Meldung bei gleichzeitiger 
Stimmerkennung“ bedeuten könnte. Elektro-
nische Fußfessel nur „im Einvernehmen der 
Ausländerin/des Ausländers“.
Nicht näher bestimmt Innenministerium  
Schleswig-Holstein 
2014a: 3ff
Bürgschaften s. o. Kaution s. o. Kaution s. o. Kaution





1) Bundesweit: Unbegleitete Minderjährige 
meist in Obhut einer Jugendeinrichtung in 
Zuständigkeit des Jugendamtes gegeben
2) NRW: Sofern bei einer Fortsetzungsprü-
fung der Abschiebungshaft nicht feststeht, 
ob die Abschiebung in den nächsten drei 
Monaten (un)möglich ist u. hat die inhaftierte 
Person eine Verzögerung nicht zu verschul-
den, kann eine Haftaufhebung veranlasst 
werden, u. a. wenn: „sich eine dritte Person, 
die das Vertrauen des Abschiebungsgefange-
nen und der Ausländerbehörde genießt (z. B. 
Seelsorger, ein im Rahmen der psychosozia-
len Betreuung Tätiger oder ein in der Abschie-
bungshaftanstalt bekannter ehrenamtlicher 
Betreuer), um die Belange der Betroffenen 
außerhalb der Haft kümmern will“. Weitere 
Voraussetzungen werden genannt. 
1) Unbegleitete Minderjährige
2) Abschiebungshäftlinge in Nordrhein-
Westfalen, bei denen im Zuge einer Haft-
fortsetzungsüberprüfung festgestellt wird, 
dass nicht mit Sicherheit gesagt werden 
kann, ob sie innerhalb von drei Monaten 
abgeschoben werden können und die 
bestimmte Voraussetzungen mitbringen 
(s. o.).
1) AVwVAufenthG 62.0.5  
i. V. m. § 62 Abs.1 Satz 3  
AufenthG, § 42 Abs. 1  
Satz 1 Nr. 3 SGB VIII
2) 1.2.1 (Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit) i. V. m. 
4.1 (Vorzeitige Beendigung 




Verpflichtung eine Rückkehrberatung in 
Anspruch zu nehmen.
Von zuständiger Behörde bestimmte 
Personen
§ 46 Abs. 1 AufenthG und 
46.1.4.2 AVwV-AufenthG
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§ 62 Abs. 1 Satz 1 AufenthG sieht vor, dass Abschie-
bungshaft unzulässig ist, „wenn der Zweck der Haft 
durch ein milderes, ebenfalls ausreichendes anderes 
Mittel erreicht werden kann“. § 46 Abs. 1 AufenthG 
konkretisiert wiederum solche milderen Mittel: 
„Die Ausländerbehörde kann gegenüber einem voll-
ziehbar ausreisepflichtigen Ausländer Maßnahmen 
zur Förderung der Ausreise treffen, insbesondere 
kann sie den Ausländer verpflichten, den Wohnsitz 
an einem von ihr bestimmten Ort zu nehmen.“
Weitere Alternativen werden in der Allgemeinen  
Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz 
(AVwVAufenthG) zu § 46 AufenthG benannt. Die darin 
benannten Ordnungsverfügungen unterliegen eben-
falls dem Verhältnismäßigkeitsprinzip, weshalb „etwa 
bei Bestimmungen zur Wohnsitznahme Interessen  
der möglichen Wahrung einer familiären Lebensge-
meinschaft mit Mitgliedern der Kernfamilie, die sich 
bereits im Bundesgebiet aufhalten, zu berücksichtigen“ 
sind (46.1.3 AVwVAufenthG). 
Letztlich benennt die AVwVAufenthG mindestens 
sechs Ordnungsverfügungen, die zur „Förderung der 
Ausreise“ herangezogen werden können (46.1.4  
AVwVAufenthG):
„46.1.4.1 –  die Verpflichtung, sich zur Aufenthalts-
überwachung regelmäßig bei der Auslän-
derbehörde zu melden,
46.1.4.2 –  die Verpflichtung, eine Rückkehrberatung 
in Anspruch zu nehmen,
46.1.4.3 –  die Verpflichtung, betragsmäßig zu be-
zeichnende Mittel, die nicht für die Siche-
rung des absoluten Existenzminimums 
erforderlich sind, für die Finanzierung der 
Rückkehr anzusparen und hierzu auf ein 
von der Ausländerbehörde eingerichtetes 
Sperrkonto einzuzahlen,
46.1.4.4 –  die Verpflichtung zur Wohnsitznahme 
an einem bestimmten Ort oder in einer 
bestimmten Unterkunft (vgl. Nummer 
61.2.1), 
46.1.4.5 –  die Verpflichtung, einen bestimmten räum-
lichen Bereich nicht zu verlassen (vgl. auch 
§ 61),
46.1.4.6 –  die Verpflichtung, Papiere der Ausländerbe-
hörde auszuhändigen, die bei Kontrollen zu 
dem falschen Eindruck führen können, der 
Ausländer sei zum Aufenthalt berechtigt 
bzw. nicht ausreisepflichtig; dies gilt insbe-
sondere für Fiktionsbescheinigungen nach 
Ablehnung eines Antrags auf eine Aufent-
haltserlaubnis.“
Wie der Übersicht zu entnehmen ist, handelt es sich 
bei den Alternativen zur Abschiebungshaft zum einen 
um weithin institutionalisierte Verfahren, die entwe-
der auf alle ausreisepflichtigen Personen (Passentzug) 
oder auf bestimmte Personengruppen (unbegleitete 
Minderjährige) angewandt werden. Zum anderen kön-
nen die zuständigen Behörden im Einzelfall aber auch 
alternative Zwangsmaßnahmen (Ordnungsverfügun-
gen) entlang der Vorgaben von § 46 Abs. 1 AufenthG 
und den entsprechenden Konkretisierungen der  
AVwVAufenthG bestimmen. In einigen Bundesländern 
verfügen die Behördenmitarbeiter darüber hinaus 
über weitere einzelne alternative Zwangsmaßnahmen 
(z. B. Bürgschaftszahlungen oder die Übergabe in den 
Verantwortungsbereich von Vertrauenspersonen) 
bzw. könnten zukünftig über solche verfügen (z. B. 
elektronische Überwachung; vgl. Innenministerium 
Schleswig-Holstein 2014). 
Bei den z. T. diskutierten alternativen Zwangsmaß-
nahmen zur Abschiebungshaft (vgl. Innenministerium 
Schleswig-Holstein 2014a) bleibt offen, inwieweit sie 
in der Praxis ihren Zweck, die Abschiebung zu sichern, 
auch tatsächlich erfüllen können. 
5.2  Organisation und institutionelle 
Zuständigkeit
Die Entscheidung, welche Maßnahmen alternativ 
zur Inhaftnahme angewandt werden, obliegt den 
Ländern und im Speziellen den Mitarbeitern der Aus-
länderbehörden sowie in Bayern, Niedersachen und 
Schleswig-Holstein auch den Mitarbeitern der sog. 
Ausreiseeinrichtungen. Darüber hinaus können die 
sog. Ordnungsverfügungen „mit Ermächtigung des 
Bundesministeriums des Innern auch durch die mit 
der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Verkehrs beauftragten Behörden erlassen werden“ 
(46.1.2 AVwVAufenthG).36 Die Amtsgerichte entschei-
36 Bayern, Niedersachsen und Brandenburg haben gemäß 
§ 61 Abs. 2 AufenthG eine sogenannte Ausreiseein-
richtung für „vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer“ 
geschaffen: Bayern mit den beiden Zentralen Rückfüh-
rungsstellen (ZRS) Südbayern in München und der ZRS 
42 Legislativer und institutioneller Rahmen der Alternativen zur Inhaftnahme
den wiederum darüber, ob der Freiheitsentzug im 
Einzelfall verhältnismäßig und gerechtfertigt ist, und 
berücksichtigen dabei auch, ob mildere, ebenfalls aus-
reichende Mittel zur Durchsetzung der Ausreisepflicht 
zur Verfügung stehen (vgl. Prüfkatalog in Anhang A5).
5.2.1  Konsequenzen bei Zuwiderhandlung gegen 
 Verpflichtungen
Missachtet eine Person einzelne Auflagen oder Ver-
pflichtungen (z. B. wohnräumliche Aufenthaltsbe-
schränkungen, Meldepflichten, Nichterscheinen bei 
verabredeten Terminen) so wird dies i. d. R. als Ord-
nungswidrigkeit sanktioniert (46.1.5 AVwVAufenthG) 
sowie als Versuch gewertet, sich der vollziehbaren 
Ausreisepflicht zu entziehen – sofern die Gründe für 
den Verstoß im Verantwortungsbereich des betroffe-
nen Drittstaatsangehörigen liegen. Da die Vermutung, 
eine ausreisepflichtige Person könne sich der Aufent-
haltsbeendigung etwa durch Untertauchen entziehen, 
als zentrale Begründung für eine Überwachung der 
Ausreise gilt, wird in diesen Fällen regelmäßig Haft 
beantragt werden können. 
5.2.2  Besonders Schutzbedürftige
Sofern eine Person als besonders schutzbedürftig an-
erkannt wurde (vgl. Kap. 2.4), wird diese Person in den 
meisten Ländern nicht in Haft genommen. Bei unbe-
gleiteten Minderjährigen kann beispielsweise die Un-
terbringung der Jugendlichen in Jugendeinrichtungen 
in Kooperation mit dem Jugendamt als Alternative zur 
Abschiebungshaft verstanden werden (vgl. JRS 2011). 
Nordbayern in Fürth, Niedersachsen mit der Landesauf-
nahmebehörde in Brauchschweig, sowie Schleswig-Hol-
stein mit dem Landesamt für Ausländerangelegenheiten 
in Neumünster. Die Ausreiseeinrichtungen übernehmen 
in den Flächenländern dabei mehrere Tätigkeiten im 
Rahmen der Abschiebungsorganisation für die ansonsten 
dezentral liegenden Ausländerbehörden im jeweiligen 
Bundesland: „In den Ausreiseeinrichtungen soll durch 
Betreuung und Beratung die Bereitschaft zur freiwilligen 
Ausreise gefördert und die Erreichbarkeit für Behörden 
und Gerichte sowie die Durchführung der Ausreise ge-
sichert werden“ (Innenministerium Schleswig-Holstein 
2014a: 4).
43Fazit
Die Organisation und die Bedingungen der Abschie-
bungshaft in Deutschland, die durch die Komplexität 
des föderalen Systems und eine Vielzahl von Akteuren 
geprägt sind, befinden sich seit Jahren im Wandel. 
Hierzu beigetragen hat u. a. die europäische Harmoni-
sierung auf Ebene der gemeinsamen Migrations- und 
Asylpolitik, die in Form von Verordnungen und über 
die Umsetzung von Richtlinien in nationales Recht 
Eingang in die deutschen Abschiebungshaftregelun-
gen gefunden hat.
Der Abschiebungshaftvollzug ist im föderal struk-
turierten Deutschland auf Länderebene organisiert, 
wobei nicht in allen Ländern die Vorgaben im Aufent-
haltsgesetz sowie den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften durch Ländererlasse und -gesetze ergänzt 
und spezifiziert worden sind. Insgesamt befanden sich 
2013 über das gesamte Jahr verteilt mehr als 4.300 Per-
sonen in Abschiebungshaft der Länder (ohne Hessen).
Die Unterbringung von Abschiebungshäftlingen fand 
bisher in einzelnen Bundesländern in getrennten 
Abschiebungshaftabteilungen im Rahmen von Justiz-
vollzugsanstalten statt, während andere Bundesländer 
teils schon vor Jahren spezielle Abschiebungshaftein-
richtungen geschaffen haben. Auch die Bedingungen 
in den einzelnen Abschiebungshafteinrichtungen der 
Länder gestalten sich im Rahmen der bundesgesetz-
lichen Vorgaben unterschiedlich. Dabei ist ein Trend 
zur Erleichterung der Haftbedingungen festzustellen. 
Aufgrund der Zunahme an länderübergreifenden Ko-
operationen bei der Inhaftnahme werden mehr Häft-
linge in speziellen Abschiebungshafteinrichtungen 
untergebracht. 
Die Länder, die in der Vergangenheit Abschiebungs-
häftlinge in getrennten Abteilungen in Justizvollzugs-
anstalten untergebracht haben, arbeiten derzeit an der 
Umsetzung der EuGH-Entscheidung vom 17. Juli 2014. 
Wie die Umsetzung und die notwendigen Anpassun-
gen konkret ausgestaltet werden, war zum Zeitpunkt 
der Fertigstellung der Studie (25.07.2014) noch nicht 
absehbar.
Alternativen zur Abschiebungshaft finden entweder 
auf alle ausreisepflichtigen Personen (Passentzug) oder 
bestimmte Personengruppen (unbegleitete Minderjäh-
rige) Anwendung oder können von den zuständigen 
Behörden auch im Einzelfall bestimmt werden (z. B. 
eine Kautionszahlung). In einigen Bundesländern 
verfügen die Behördenmitarbeiter darüber hinaus 
über einzelne weitere alternative Zwangsmaßnahmen 
(z. B. Bürgschaftszahlungen oder Übergabe in den 
Verantwortungsbereich von Vertrauenspersonen) bzw. 
könnten zukünftig über solche verfügen (z. B. elektro-
nische Überwachung). Bei allen Alternativen ist jeweils 
die Frage zu stellen, inwieweit sie in der Praxis ihren 

















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































A 2:  Rechtliche Grundlagen des Abschiebungsvollzugs  
 in den Bundesländern
Die Beantragung und der Vollzug der Abschiebungs-
haft sind Ländersache bzw. nach Maßgabe von § 71 
Abs. 3 AufenthG auch Aufgabe der mit der polizeili-
chen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
beauftragten Behörden. Einige Länder haben ergän-
zende Verwaltungsvorschriften oder Landesgesetze 
zur Regelung des Abschiebungshaftvollzugs erlassen, 
wie Tabelle 9 zu entnehmen ist. 
Tabelle 9:  Landesspezifische Abschiebungshaftregelungen (Stand März 2014)
Quelle: Deutscher Bundestag 2012a: 4ff, div. Länderdrucksachen jüngeren Datums (s. Literaturverzeichnis)
Bundesländer Landesspezifische Abschiebungshaftregelungen
Baden-Württemberg VwV des Innenministeriums zum Ausländerrecht (VwV-AuslR-IM), VwV zur Durchführung des Asyl-
verfahrensgesetzes (AsylVfG), VwV zur Beendigung des Aufenthalts abgelehnter Asylbewerber und 
sonstiger ausreisepflichtiger Ausländer durch die Landesbehörden (VwV Asyl/Rückführung) und VwV 
des Justizministeriums zum Vollzug der Abschiebungshaft (VwV-Vollzug Abschiebungshaft)
Bayern Verwaltungsvorschriften des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr zum 
Ausländerrecht (BayVVAuslR) vom 03.03.2014
Berlin Verfahrenshinweise der Ausländerbehörde Berlin (VAB); Gesetz über den Abschiebungsgewahrsam im 
Land Berlin; Ordnung für den Abschiebungsgewahrsam im Land Berlin v. 15.10.2008 (Gewahrsams-
ordnung)
Brandenburg Organisationserlass des Innenministeriums zur Durchführung des AsylVfG in Brandenburg v. 07. März 
1997, Abschiebungshaftvollzugsgesetz des Landes Brand. v. 19. März 1996, Gewahrsamsordnung des 
Landes Brandenburg v. 14.01.2010; Erstes Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes 
v. 07.11.2013; Erlass Nr. 11/2013 Ausländerrecht: Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bei der Beantra-
gung von Sicherungshaft nach § 62 AufenthG
Bremen Gesetz über den Abschiebungsgewahrsam v. 04.12.2001, Erlass über die Durchführung der Abschie-
bungshaft in Gewahrsamseinrichtungen des Polizeivollzugsdienstes (Gewahrsamsordnung) des 
Innensenators v. 06.06.2002 (Fassung v. 10.01.2008), Erlass über Abschiebungshaft; Sonderregelungen 
für bestimmte Personengruppen v. 30.12.2009 des Senators für Inneres und Sport (e09-12-09); Erlass 
zu § 62 AufenthG - Sicherungshaft - Grundsatz der Verhältnismäßigkeit v. 15.05.2013 (e13-05-01) 
Hamburg Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Hessen Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Mecklenburg-Vorpommern Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Niedersachsen Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Nordrhein-Westfalen Abschiebungshaftrichtlinien (AHaftRL), Grundsätze der Kostenerstattung im Zusammenhang mit 
Abschiebungen ausreisepflichtiger ausländischer Staatsangehöriger RdErl. d. Innenministeriums - 
15-39.22.01-5 - v. 05.12.2008
Rheinland-Pfalz Anwendungshinweise des Ministeriums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen zur Ab-
schiebungshaft nach § 62 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) v. 15.08.2013 (Az.: 19 344/725) und § 5 
Landesaufnahmegesetz (LAufnG)
Saarland Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Sachsen Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Sachsen-Anhalt Landesspezifische Regelungen bestehen nicht
Schleswig-Holstein Erlass des Ministeriums für Justiz, Gleichstellung und Integration v. 02.05.2012 (II 435 – 212-29.111.3-
62). Vollzug der Abschiebungshaft: RL v. 15.11.2002 (II 213/4421– 43 SH , SchlHAnz 2002, 279, geänd. 
am 27.12.2007, SchlHAnz 2008, 13), Erlasse des Ministeriums für Justiz v. 15.11.2002: Landesbeirat für 
den Vollzug der Abschiebehaft in Schleswig-Holstein, II 213/4421– 43 SH –, SchlHAnz 2002, 281; v. 
16.12.2003: Verfahrensberatung für Abschiebungsgefangene durch Vertreter von NGOs, II 213/4421 
43 SH, SchlHAnz 2004, 12; v. 24.02.1995: Verfahren bei Haftunfähigkeit v. Abschiebungsgefangenen, 
- 4550 - 19015.11.2002, -IV 213 /4421 -43 SH -, geänd. durch Verfügung v. 27.12.2007 – II 205/ 4421 
- 43SH
Thüringen Verwaltungsvorschrift „Handakte für die Ausländerbehörden“: Richtlinien zur Vorbereitungs- und 
Abschiebungshaft
49Anhang
A 3:  Dauer der Abschiebungshaft
Die durchschnittliche Haftdauer im Jahr 2012 in den 
einzelnen Ländern lag zwischen 10,5 Tagen in Bremen 
und 49 Tagen in Thüringen. Im Jahr 2013 war die Diffe-
renz zwischen den Ländern etwas geringer und betrug 
zwischen 17,5 durchschnittlichen Aufenthaltstagen in 
Berlin und 37 Tagen in Mecklenburg-Vorpommern. 
In den Bundesländern, für die keine Werte vorliegen, 
wird die durchschnittliche Abschiebungshaftdauer 
nicht oder nur für einen bestimmten Stichtag erfasst, 
die wiederum keine validen Rückschlüsse auf die 
durchschnittliche Haftdauer aller Abschiebungshäft-
linge für ein Jahr zulassen. 





















Quelle: Angaben der zuständigen Ministerien und Senatsverwal-
tungen der Länder; auf 0,5 gerundete Werte
Bei den Angaben zur Haftdauer ist zu bedenken, dass 
sie keine Informationen darüber geben, im Rahmen 
welchen Verfahrens die Abschiebungshäftlinge in-
haftiert wurden (z. B. als Zurückschiebungshaft im 
Rahmen des Dublin-Verfahrens), ob die Abschiebungs-
haft zu einer Durchsetzung der vollziehbaren Ausrei-
sepflicht geführt hat, wie kooperativ die inhaftierte 
Person und die beteiligte Auslandsvertretung waren. 
Alle diese Faktoren haben maßgeblichen Einfluss auf 
die Haftdauer.
50 Anhang
A 4:  Kosten der Abschiebungshaft
Aufgrund der Länderzuständigkeiten beim Vollzug 
der Abschiebungshaft, den unterschiedlichen Formen 
der Abschiebungshafteinrichtungen sowie der unter-
schiedlichen Abschiebungshaftzahlen lassen sich nur 
wenige verlässliche und verallgemeinerbare Aussagen 
über die im Zuge der Abschiebungshaft angefallenen 
Kosten in Deutschland treffen. Die einzige Kennzahl, 
die für fast alle Bundesländer vorliegt, sind die durch-
schnittlichen Kosten pro Tag für einen Abschiebungs-
häftling (vgl. Tabelle 11). Diese liegen, je nachdem 
welche Kosten mit eingerechnet werden, zwischen 
42 Euro und 239 Euro. Mehrheitlich bewegen sich die 
angegebenen Tagessätze zwischen 70 und 110 Euro. 
Tabelle 11:  Kosten der Abschiebungshafteinrichtung pro Abschiebungshäftling pro Tag (2011)
Quellen: Deutscher Bundestag 2012b: 160ff; 
*   Abgeordnetenhaus Berlin 2012a; 
**   Landtag Brandenburg 2013; 
***   Pro Asyl 2013; 
**** Schleswig-Holsteinischer Landtag 2011.
1   Baden-Württemberg: Vom Justizvollzug erfolgt keine getrennte Erhebung nach den jeweiligen Haftanstalten. 
2   Berlin: Berechnung der durchschnittlichen Kosten pro Person sind nicht valide. Zugrunde gelegt wird der jeweils gültige Tagessatz, multi- 
 pliziert mit der Verweildauer des Insassen, hinzu kommen aber individuelle Reisekosten, ggf. Arztkosten (auch mit Dolmetscher). Der theo- 
 retische Durchschnittswert liegt bei ca. 206 Euro pro Tag und Haftplatz. 
3   Bremen: Nur Verpflegung u. Unterbringung, keine Personalkosten und Flugtransportkosten enthalten. 
4   Hamburg: Aufgrund veränderter Zuständigkeiten für den Abschiebungshaftvollzug entfallen Angaben zu einigen Anstalten. 
5   Hessen: Kostenstatistik für die Vollstreckung von Abschiebungshaft wird nicht geführt. Infrastruktur des Justizvollzugs, wie z. B. Sicher- 
 heitseinrichtungen, Arbeits- und Ausbildungsbetriebe, Sozialtherapie, das Zentralkrankenhaus, Sporthallen etc., ist je nach Bauart, Sicher- 
 heitsstufe und Haftart unterschiedlich ausgestaltet. Dadurch differiert der Haftkostensatz pro Tag von Anstalt zu Anstalt. Durchschnittlich 
 beträgt er ca. 100 Euro.
6   Sachsen: Ohne Baukostensatz.
Abschiebungshafteinrichtung Kosten pro Häftling pro Tag (2011)
Baden-Württemberg1 ca. 124 €
Bayern (JVA München) ca. 75 €***
Berlin (Polizeigewahrsam Berlin-Köpenick)2 ca. 65 €*
Brandenburg (Abschiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt) ca. 194 €; 64-239 €**
Bremen (Polizeigewahrsam Bremen)3 ca. 42 €***
Hamburg (JVA Hamburg-Billwerder, Männer)4 ca. 110 €***
Hessen (JVA Frankfurt am Main I)5 ca. 87 €
Mecklenburg-Vorpommern (JVA Bützow, Männer) ca. 90 €
Niedersachsen (JVA Hannover) ca. 107 €
Nordrhein-Westfalen (JVA Büren und Düsseldorf) ca. 80 €
Rheinland-Pfalz (Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige in Ingelheim am Rhein) ca. 91 €
Sachsen (Durchschnitt aller Abschiebungshafteinrichtungen)6 ca. 85 €
Sachsen-Anhalt (JVA Volkstedt) ca. 71 €
Schleswig-Holstein (Abschiebungshaft Rendsburg) ca. 162 € (2010)****
Thüringen (JVA Goldlauter) ca. 96 €34
51Anhang
A 5:  Beispielliste der erforderlichen Angaben zur Beantragung von Sicherungshaft nach einem Muster des Ministeriums 
für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen des Landes Rheinland-Pfalz
Quelle: MIFKJF Rheinland-Pfalz 2013: 20f.
Beantragung von Sicherungshaft nach § 62 Abs. 3 Satz 1 AufenthG
(große Sicherungshaft)
Aus dem Antrag muss hervorgehen, dass Sicherungshaft nach § 62 Abs. 3 Satz 1 AufenthG (große Sicherungs-
haft)   beantragt wird. Die einzelnen Haftgründe sind zu benennen. Die Haft ist für einen konkreten Zeitraum  
zu beantragen. Der Antrag umfassend und schlüssig zu begründen und hat folgende Tatsachen zu enthalten:
 □ Identität des Betroffenen (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 FamFG)
 □ Gewöhnlicher Aufenthaltsort (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 FamFG)
 □ Verlassenspflicht des Betroffenen (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 FamFG)
 ¯ Darstellung der Umstände, aus denen sich zweifelsfrei die vollziehbare Ausreisepflicht ergibt.
 □ Voraussetzungen der Abschiebung (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 FamFG)
 ¯ Darstellung, dass die Voraussetzungen des § 58 Abs. 1 AufenthG vorliegen.
 □ Gründe weshalb die Abschiebung geboten erscheint.
 ¯  Darstellung, dass die Voraussetzungen des § 58 Abs. 3 AufenthG vorliegen
 □ Durchführbarkeit der Abschiebung (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 FamFG)
 ¯ Darstellung, dass der Abschiebung keine dauerhaften Abschiebungshindernisse entgegen stehen und  
 sie in absehbarer Zeit möglich sein wird.
 □ Einvernehmen der Staatsanwaltschaft nach § 72 Abs. 4 AufenthG
 ¯ Mitteilung über evtl. anhängige Ermittlungs- oder Strafverfahren und das Vorliegen des Einverneh- 
 mens der Staatsanwalt im Einzelfall oder die Erteilung eines generellen Einvernehmens der zuständi- 
 gen Staatsanwaltschaft oder Generalstaatsanwaltschaft zur Abschiebung.
 □ Erforderlichkeit der Freiheitsentziehung (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 FamFG)
 ¯ Die Erforderlichkeit der Haft ergibt sich aus dem Vorliegen von Haftgründen. Die Haftgründe sind zu  
 benennen (§ 62 Abs. 3 AufenthG). Ferner ist auszuführen, dass der Betroffene nicht glaubhaft gemacht  
 hat, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen will.
 □ Verhältnismäßigkeit der Haft
 ¯ Prüfung eines milderen Mittels. Der Zweck der Haft darf nicht durch ein milderes, ebenfalls ausrei- 
 chendes Mittel erreicht werden können.
 ¯ Weitere Angaben zur Verhältnismäßigkeit können erforderlich sein, wenn sich dieses aus den Umstän- 
 den des Einzelfalles ergibt. Dieses ist insbesondere dann der Fall, wenn Abschiebungshaft im Anschluss  
 an eine längere Strafhaft beantragt wird oder Fallgestaltung vorliegen, in denen regelmäßig von der  
 Beantragung von Abschiebungshaft abzusehen ist und ein besonders gelagerter Ausnahmefall vorliegt.
 □ Erforderliche Dauer der Freiheitsentziehung (§ 417 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 FamFG)
 ¯ Haft darf nur solange beantragt werden, wie diese für die Durchführung der Abschiebung erforderlich  
 ist. Es sind deshalb konkrete Angaben zu machen, welcher Zeitraum für die Durchführung der Ab- 
 schiebung im konkreten Fall voraussichtlich benötigt wird. Insbesondere muss das Gericht in die Lage  
 versetzt werden eine eigene Prognoseentscheidung nach § 62 Abs. 3 Satz 4 AufenthG treffen zu kön- 
 nen.
 □ Sonstige einzelfallbezogene Informationen, die für die Haftprüfung von Bedeutung sind, wie beispielswei-
se die Stellung eines Asylfolgeantrages.
Mit dem Antrag soll die Ausländerakte vorgelegt werden.
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